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Entwurf eines Bundeskleingartengesetzes (BKleingG) 

A. Zielsetzung 

Das geltende Kleingartenrecht stammt aus einer Zeit, als der 
Kleingarten für die Ernährung der ärmeren Bevölkerungs-
schichten von entscheidender Bedeutung gewesen ist. Es ver-
bietet dem Verpächter von Kleingartenland grundsätzlich, den 
Pachtvertrag zu kündigen; Ausnahmen sieht es nur unter sehr 
engen Voraussetzungen vor. Zeitlich befristete Verträge gelten 
als auf unbestimmte Zeit verlängert. Der Pachtzins wird be-
hördlich unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse 
und des Ertragswerts der Grundstücke festgesetzt. Diese Kom-
bination von Kündigungsverbot, Ausschluß befristeter Ver-
träge und Pachtpreisbindung steht nach dem Beschluß des 
Bundesverfassungsgerichts vom 12. Juni 1979 mit dem Grund-
gesetz nicht voll im Einklang. 

Das einst als Notrecht entstandene Kleingartenrecht soll mit 
den heute geltenden Rechtsgrundsätzen in Übereinstimmung 
gebracht werden, und dabei soll gleichzeitig der sozialpoliti-
schen und städtebaulichen Bedeutung der Kleingärten Rech-
nung getragen werden. Kleingärten stellen nämlich einen Aus-
gleich zu den Mängeln im Wohnbereich und im Wohnumfeld 
dar, insbesondere in dicht bebauten Stadtquartieren. Sie sind 
darüber hinaus ein wichtiges Element zur Durchgrünung und 
Auflockerung der Bebauung und verbessern die ökologischen 
Grundlagen in den Städten.  

Durch die Novellierung des Kleingartenrechts soll den berech-
tigten Interessen sowohl der Verpächter als auch der Pächter 
und damit zugleich dem genannten Beschluß des Bundesver-
fassungsgerichts Rechnung getragen werden. 
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B. Lösung 

Unter Aufhebung des geltenden Kleingartenrechts soll das ma-
terielle Kleingartenrecht in einem Sondergesetz zusammenge-
faßt werden. 

Entsprechend den Zielsetzungen des Entwurfs sollen die 
Kleingartenanlagen der Allgemeinheit zugänglich sein. Die 
Möglichkeiten zur Kündigung von Kleingartenpachtverträgen 
durch den Verpächter sollen erweitert werden. Nur noch Ver-
träge über (im Bebauungsplan festgesetzte) Dauerkleingärten, 
die ohnehin nur kleingärtnerisch genutzt werden dürfen, sol-
len als auf unbestimmte Dauer geschlossen gelten. Die Ver-
tragsdauer bei Verträgen über sonstige Kleingärten soll der 
Vereinbarung der Parteien überlassen bleiben. Die Pachtzin-
sen sollen an den Pachtmarkt für den erwerbsmäßigen Obst- 
und Gemüseanbau anknüpfen. Als Höchstpachtzins soll der 
doppelte Betrag des hier ortsüblichen Pachtzinses verlangt 
werden können. Mit dieser Regelung soll sichergestellt wer-
den, daß auch dem sozial schwächeren Teil der Bevölkerung 
die Anpachtung eines Kleingartens möglich bleibt. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Dem Bund und den Ländern entstehen durch das Gesetz keine 
zusätzlichen Kosten. Soweit durch die Öffnung von bestehen-
den Kleingartenanlagen der Gemeinde zusätzliche Kosten ent-
stehen sollten, werden diese durch die zu erwartenden höheren 
Pachtzinsen gedeckt. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf ei-
nes Bundeskleingartengesetzes (BKleingG) mit Begründung (Anlage 1) und Vor-
blatt. Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizufüh-
ren. 
Federführend ist der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau. 

Der Bundesrat hat in seiner 512. Sitzung am 28. Mai 1982 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2, er-
sichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Schmidt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Bundeskleingartengesetzes (BKleingG) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§1 
Begriffsbestimmungen 

(1) Ein Kleingarten ist ein Garten, der 

1. dem Nutzer (Kleingärtner) zur nichterwerbsmä-
ßigen gärtnerischen Nutzung, insbesondere zur 
Gewinnung von Gartenbauerzeugnissen für den 
Eigenbedarf, und zur Erholung dient (kleingärt-
nerische Nutzung) und 

2. in einer Anlage liegt, in der mehrere Einzelgär-
ten mit gemeinschaftlichen Einrichtungen, zum 
Beispiel Spielflächen oder Vereinshäusern, zu-
sammengefaßt sind (Kleingartenanlage). 

(2) Kein Kleingarten ist 

1. ein Garten, der vom Eigentümer oder einem sei-
ner Familienangehörigen im Sinne des § 8 Abs. 1 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes genutzt wird 
(Eigentümergarten); 

2. ein Garten, der einem zur Nutzung einer Woh-
nung Berechtigten im Zusammenhang mit der 
Wohnung überlassen ist (Wohnungsgarten); 

3. ein Garten, der einem Arbeitnehmer im Zusam-
menhang mit dem Arbeitsvertrag überlassen ist 
(Arbeitnehmergarten); 

4. ein Grundstück, auf dem vertraglich nur be-
stimmte Gartenbauerzeugnisse angebaut wer-
den dürfen; 

5. ein Grundstück, das vertraglich nur mit einjähri-
gen Pflanzen bestellt werden darf (Grabeland). 

(3) Ein Dauerkleingarten ist ein Kleingarten auf 
einer Fläche, die im Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1 
Nr. 15 des Bundesbaugesetzes für Dauerkleingärten 
festgesetzt ist. 

§2 

Zugang zur Kleingartenanlage; 
Größe des Kleingartens; Gartenlauben 

(1) Kleingartenanlagen müssen der Allgemeinheit 
zugänglich sein, es sei denn, die örtlichen Gegeben-
heiten lassen es nicht zu. 

(2) Ein Kleingarten soll nicht größer als 400 Qua-
dratmeter sein. 

(3) Im Kleingarten ist eine Laube in einfacher 
Ausführung mit höchstens 20 Quadratmetern 

Grundfläche und 6 Quadratmetern überdachtem 
Freisitz zulässig. Sie darf nach ihrer Beschaffenheit, 
insbesondere nach ihrer Ausstattung und Einrich-
tung, nicht zum dauernden Wohnen geeignet sein. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Ei-
gentümergärten. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Kleingartenpacht 

§3 

Kleingartenpachtverträge 

(1) Für Kleingartenpachtverträge gelten die Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die 
Pacht, soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes 
ergibt. 

(2) Die Vorschriften über Kleingartenpachtver-
träge gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
auch für die Pacht von Grundstücken zu dem Zweck, 
sie aufgrund einzelner Kleingartenpachtverträge 
weiterzuverpachten (Zwischenpacht). Ein Zwischen-
pachtvertrag, der nicht mit einer nach Landesrecht 
als gemeinnützig anerkannten Kleingärtnerorgani-
sation oder der Gemeinde geschlossen worden ist, ist 
unwirksam. Unwirksam ist auch ein Vertrag zur 
Übertragung der Verwaltung einer Kleingartenanla-
ge, der nicht mit einer in Satz 2 bezeichneten Klein-
gärtnerorganisation geschlossen worden ist. 

(3) Wenn öffentliche Interessen dies erfordern, 
insbesondere wenn die ordnungsgemäße Bewirt-
schaftung oder Nutzung der Kleingärten oder der 
Kleingartenanlage nicht mehr gewährleistet ist, hat 
der Verpächter die Verwaltung der Kleingartenan-
lage einer in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Kleingärt-
nerorganisation zu übertragen. 

§4 

Pachtzins 

(1) Als Pachtzins darf höchstens der doppelte Be-
trag des ortsüblichen Pachtzinses im erwerbsmäßi-
gen Obst- und Gemüseanbau, bezogen auf die Ge-
samtfläche der Kleingartenanlage, verlangt werden. 
Die auf die gemeinschaftlichen Einrichtungen ent-
fallenden Flächen werden bei der Ermittlung des 
Pachtzinses für den einzelnen Kleingarten anteilig 
berücksichtigt. 

(2) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere über den 
Höchstpachtzins und über dessen jeweilige Anpas-
sung an den ortsüblichen Pachtzins im erwerbsmä-
ßigen Obst- und Gemüseanbau zu regeln. 
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(3) Ist der vereinbarte Pachtzins niedriger oder 
höher als der sich nach den Absätzen 1 und 2 erge-
bende Höchstpachtzins, kann die jeweilige Vertrags-
partei der anderen Vertragspartei schriftlich erklä-
ren, daß der Pachtzins bis zur Höhe des Höchst-
pachtzinses herauf- oder herabgesetzt wird. Auf-
grund der Erklärung ist vom ersten Tage des auf die 
Erklärung folgenden Zahlungszeitraumes an der hö-
here oder niedrigere Pachtzins zu zahlen. 

(4) Der Verpächter kann für von ihm geleistete 
Aufwendungen für die Kleingartenanlage, insbeson-
dere für Bodenverbesserungen, Wege, Einfriedigun-
gen und Parkplätze, Erstattung verlangen, soweit 
die Aufwendungen nicht durch Leistungen der 
Kleingärtner oder ihrer Organisationen oder durch 
Zuschüsse aus öffentlichen Haushalten gedeckt 
worden sind und soweit sie im Rahmen der klein-
gärtnerischen Nutzung üblich sind. Der Pächter ist 
berechtigt, den Erstattungsbetrag in Teilleistungen 
in Höhe des Pachtzinses zugleich mit dem Pachtzins 
zu entrichten. 

§5 

Vertragsdauer 

Kleingartenpachtverträge über Dauerkleingärten 
können nur auf unbestimmte Zeit geschlossen wer-
den; befristete Verträge gelten als auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. 

§6 

Schriftform der Kündigung 

Die Kündigung des Kleingartenpachtvertrages 
bedarf der schriftlichen Form. 

§7 

Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist 

Der Verpächter kann den Kleingartenpachtver-
trag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi-
gen, wenn 

1. der Pächter nach schriftlicher Mahnung mit der 
Entrichtung des Pachtzinses für mindestens ein 
Vierteljahr seit mehr als zwei Monaten in Verzug 
ist oder 

2. der Pächter oder von ihm auf dem Kleingarten-
grundstück geduldete Personen so schwerwie-
gende Pflichtverletzungen begehen, insbeson-
dere den Frieden in der Kleingärtnergemein-
schaft so nachhaltig stören, daß dem Verpächter 
die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses nicht 
zugemutet werden kann. 

§ 8  
Ordentliche Kündigung 

(1) Der Verpächter kann den Kleingartenpacht-
vertrag kündigen, wenn . 

1. der Pächter ungeachtet einer schriftlichen Ab-
mahnung des Verpächters eine nicht kleingärt

-

nerische Nutzung fortsetzt oder andere Ver-
pflichtungen, die die Nutzung des Kleingartens 
betreffen, nicht unerheblich verletzt, insbeson-
dere die Laube zum dauernden Wohnen benutzt, 
das Grundstück unbefugt einem Dritten über-
läßt, erhebliche Bewirtschaftungsmängel nicht 
innerhalb einer angemessenen Frist abstellt oder 
geldliche oder sonstige Gemeinschaftsleistungen 
für die Kleingartenanlage verweigert; 

2. die Beendigung des Pachtverhältnisses erforder-
lich ist, um die Kleingartenanlage neu zu ordnen, 
insbesondere, um Kleingärten auf die im § 2 
Abs. 2 vorgesehene Größe zu beschränken, die 
Wege zu verbessern oder Spiel- oder Parkplätze 
zu errichten; 

3. der Eigentümer selbst oder einer seiner Fami-
lienangehörigen einen Garten kleingärtnerisch 
nutzen will und ihm anderes geeignetes Garten-
land nicht zur Verfügung steht; der Garten ist un-
ter Berücksichtigung der Belange der Kleingärt-
ner auszuwählen; 

4. planungsrechtlich eine andere als die kleingärt-
nerische Nutzung zulässig ist und der Eigentü-
mer durch die Fortsetzung des Pachtverhältnis-
ses an einer anderen wirtschaftlichen Verwer-
tung gehindert ist und dadurch erhebliche Nach-
teile erleiden würde; 

5. die als Kleingarten genutzte Grundstücksfläche 
alsbald der im Bebauungsplan festgesetzten an-
deren Nutzung zugeführt oder alsbald für diese 
Nutzung vorbereitet werden soll; die Kündigung 
ist auch vor Rechtsverbindlichkeit des Bebau-
ungsplans zulässig, wenn die Gemeinde seine 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung beschlos-
sen hat, nach dem Stand der Planungsarbeiten 
anzunehmen ist, daß die beabsichtigte andere 
Nutzung festgesetzt wird, und dringende Gründe 
des öffentlichen Interesses die Verwirklichung 
der anderen Nutzung vor Rechtsverbindlichkeit 
des Bebauungsplans erfordern, oder 

6. die als Kleingartenanlage genutzte Grundstücks-
fläche 

a) nach abgeschlossener Planfeststellung für die 
festgesetzte Nutzung 
oder 

b) für die in § 1 Abs. 1 des Landbeschaffungsge-
setzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 54-3, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 33 
des Gesetzes vom 20. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3574) geändert worden ist, genannten 
Zwecke 

alsbald benötigt wird. 

(2) Die Kündigung ist nur für den 31. Oktober ei-
nes Jahres zulässig; sie hat spätestens am dritten 
Werktag im August dieses Jahres zu erfolgen. Wenn 
dringende Gründe die vorzeitige Inanspruchnahme 
der kleingärtnerisch genutzten Fläche erfordern, ist 
eine Kündigung in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 5 
und 6 spätestens am dritten Werktag eines Kalen-
dermonats für den Ablauf des nächsten Monats zu-
lässig. 
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(3) Ist der Kleingartenpachtvertrag auf bestimmte 
Zeit eingegangen, ist die Kündigung nach Absatz 1 
Nr. 3 oder 4 unzulässig. 

§ 9  
Kündigung von Zwischenpachtverträgen 

(1) Der Verpächter kann einen Zwischenpachtver-
trag auch kündigen, wenn 

1. der Zwischenpächter Pflichtverletzungen im 
Sinne des § 7 Nr. 2 ungeachtet einer Abmahnung 
des Verpächters duldet oder 

2. dem Zwischenpächter die kleingärtnerische Ge-
meinnützigkeit aberkannt ist. 

(2) Durch eine Kündigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 3 bis 
6, die nur Teile der Kleingartenanlage betrifft, wird 
der Zwischenpachtvertrag auf die übrigen Teile der 
Kleingartenanlage beschränkt. 

(3) Wird ein Zwischenpachtvertrag durch eine 
Kündigung des Verpächters beendet, tritt der Ver-
pächter in die Verträge des Zwischenpächters mit 
den Kleingärtnern ein. 

§ 10 

Kündigungsentschädigung 

(1) Wird ein Kleingartenpachtvertrag nach § 8 
Abs. 1 Nr. 2 bis 6 gekündigt, hat der Pächter einen 
Anspruch auf angemessene Entschädigung für die 
von ihm eingebrachten oder gegen Entgelt übernom-
menen Anpflanzungen und Anlagen, soweit diese im 
Rahmen der kleingärtnerischen Nutzung üblich 
sind. Soweit Regeln für die Bewertung von Anpflan-
zungen und Anlagen von den Ländern aufgestellt 
oder von einer Kleingärtnerorganisation beschlos-
sen und durch die zuständige Behörde genehmigt 
worden sind, sind diese bei der Bemessung der Höhe 
der Entschädigung zugrunde zu legen. Bei einer 
Kündigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 sind darüber 
hinaus die für die Enteignungsentschädigung gel-
tenden Grundsätze zu beachten. 

(2) Zur Entschädigung ist der Verpächter ver-
pflichtet, wenn der Vertrag nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 
gekündigt worden ist. Bei einer Kündigung nach § 8 
Abs. 1 Nr. 5 oder 6 ist derjenige zur Entschädigung 
verpflichtet, der die als Kleingarten genutzte Fläche 
in Anspruch nimmt. 

(3) Der Anspruch ist fällig, sobald das Pachtver-
hältnis beendet ist und entweder ein Nachfolger den 
Kleingarten übernommen hat oder, wenn die klein-
gärtnerische Nutzung nicht fortgesetzt werden soll, 
der Kleingarten geräumt ist. 

§11 

Beendigung des Kleingartenpachtvertrages 
bei Tod des Kleingärtners 

(1) Stirbt der Kleingärtner, endet der Kleingarten-
pachtvertrag mit dem Ablauf des Kalendermonats, 
der auf den Tod des Kleingärtners folgt. 

(2) Ein Kleingartenpachtvertrag, den Eheleute ge-
meinschaftlich geschlossen haben, wird beim Tode 
eines Ehegatten mit dem überlebenden Ehegatten 
fortgesetzt. Erklärt der überlebende Ehegatte bin-
nen eines Monats nach dem Todesfall schriftlich ge-
genüber dem Verpächter, daß er den Kleingarten-
pachtvertrag nicht fortsetzen will, gilt Absatz 1 ent-
sprechend. 

(3) Im Falle des Absatzes 2 Satz 1 ist § 569a Abs. 3 
und 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Haf-
tung und über die Anrechnung des geleisteten Miet-
zinses entsprechend anzuwenden. 

§12 

Abweichende Vereinbarungen 

Vereinbarungen, durch die zum Nachteil des 
Pächters von den Vorschriften dieses Abschnitts ab-
gewichen wird, sind unwirksam. 

DRITTER ABSCHNITT 

Dauerkleingärten 

§ 13 
Bereitstellung und Beschaffung von Ersatzland 

(1) Wird ein Kleingartenpachtvertrag über einen 
Dauerkleingarten nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 gekün-
digt, hat die Gemeinde geeignetes Ersatzland bereit-
zustellen oder zu beschaffen, es sei denn, sie ist zur 
Erfüllung der Verpflichtung außerstande. 

(2) Hat die Gemeinde Ersatzland bereitgestellt 
oder beschafft, hat der Bedarfsträger an die Ge-
meinde einen Ausgleichsbetrag zu leisten, der dem 
Wertunterschied zwischen der in Anspruch genom-
menen kleingärtnerisch genutzten Fläche und dem 
Ersatzland entspricht. 

(3) Das Ersatzland soll im Zeitpunkt der Räumung 
des Dauerkleingartens für die kleingärtnerische 
Nutzung zur Verfügung stehen. 

§ 14 

Begründung von Kleingartenpachtverträgen durch 
Enteignung 

Über Dauerkleingärten können unter den Voraus-
setzungen des § 87 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes 
durch Enteignung Kleingartenpachtverträge zugun-
sten Pachtwilliger begründet werden. Der als Ent-
schädigung festzusetzende Pachtzins bemißt sich 
nach § 4. Ein Angebot nach § 87 Abs. 2 des Bundes-
baugesetzes ist hinsichtlich des Pachtzinses als an-
gemessen anzusehen, wenn es dem Pachtzins nach 
§ 4 entspricht. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Überleitungs- und Schlußvorschriften 

§15 

Überleitungsvorschriften für bestehende Klein

-

gärten 

(1) Kleingartenpachtverhältnisse, die im Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes bestehen, 
richten sich von diesem Zeitpunkt an nach dem 
neuen Recht. 

(2)Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes geschlossene 
Pachtverträge über Kleingärten, die bei Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes keine Dauerkleingärten sind, 
sind wie Verträge über Dauerkleingärten zu behan-
deln, wenn die Gemeinde Eigentümerin der Grund-
stücke ist. 

(3) Stehen bei Verträgen der in Absatz 2 bezeich-
neten Art die Grundstücke nicht im Eigentum der 
Gemeinde, enden die Pachtverhältnisse mit Ablauf 
des 31. Dezember 1986, wenn der Vertrag befristet 
und die vereinbarte Pachtzeit bis zu diesem Zeit-
punkt abgelaufen ist; im übrigen verbleibt es bei der 
vereinbarten Pachtzeit. 

(4) Ist die Kleingartenanlage vor Ablauf der in Ab-
satz 3 bestimmten Pachtzeit im Bebauungsplan als 
Fläche für Dauerkleingärten festgesetzt worden, gilt 
der Vertrag als auf unbestimmte Zeit verlängert. 
Hat die Gemeinde vor Ablauf des 31. Dezember 1986 
beschlossen, einen Bebauungsplan aufzustellen mit 
dem Ziel, die Fläche als Dauerkleingarten festzuset-
zen, und den Beschluß nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundesbaugesetzes bekanntgemacht, verlängert 
sich der Vertrag vom Zeitpunkt der Bekanntma-
chung an für vier Jahre; der vom Zeitpunkt der ver-
einbarten Beendigung der Pachtzeit bis zum 31. De-
zember 1986 abgelaufene Zeitraum ist hierbei anzu-
rechnen. Vom Zeitpunkt der Rechtsverbindlichkeit 
des Bebauungsplans an sind die Vorschriften über 
Dauerkleingärten anzuwenden. 

§16 

Überleitungsvorschriften für bestehende Klein

-

gartenanlagen 

Bestehende Kleingartenanlagen, die bei Inkraft-
treten dieses Gesetzes den Voraussetzungen des § 2 
Abs. 1 nicht entsprechen, sind innerhalb von drei 
Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes der All-
gemeinheit zugänglich zu machen. 

§ 17 

Überleitungsvorschriften für Lauben 

(1) Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes rechtmäßig 
errichtete Lauben, die die in § 2 Abs. 3 vorgesehene 
Größe überschreiten, können unverändert genutzt 
werden. 

(2) Eine bei Inkrafttreten dieses Gesetzes beste-
hende Befugnis des Kleingärtners, seine Laube zu 
Wohnzwecken zu nutzen, bleibt unberührt, soweit  

andere Vorschriften der Wohnnutzung nicht entge-
genstehen. Für die Nutzung der Laube kann der Ver-
pächter zusätzlich ein angemessenes Entgelt verlan-
gen. 

§18 

Aufhebung von Vorschriften 

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes treten außer 
Kraft: 

1. Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 235-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung; 

2. Gesetz zur Ergänzung der Kleingarten- und 
Kleinpachtlandordnung in der im Bundesge-
setzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 235-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung; 

3. Verordnung über Kündigungsschutz und an-
dere kleingartenrechtliche Vorschriften in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 235-4, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung; 

4. Bestimmungen über die Förderung von Klein-
gärten vom 22. März 1938 (Reichsanzeiger 1938 
Nr. 74), Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 235-6; 

5. Anordnung über eine erweiterte Kündigungs-
möglichkeit von kleingärtnerisch bewirtschaf-
tetem Land in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 235-5, veröffentlichten be-
reinigten Fassung; 

6. Gesetz zur Änderung und Ergänzung kleingar-
tenrechtlicher Vorschriften vom 28. Juli 1969 
(BGBl. I S. 1013); 

7. Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung des Berlin

-

hilfegesetzes und anderer Vorschriften vom 
23. Juni 1970 (BGBl. I S. 826); 

8. Baden-Württemberg (für das ehemalige Land 
Württemberg-Hohenzollern): Verordnung des 
Landwirtschaftsministeriums über Kündi-
gungsschutz von Kleingärten vom 28. Juli 1947 
(Regierungsbl. S. 104), Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 235-8; 

9. Baden-Württemberg (für das ehemalige Land 
Baden): Landesverordnung über die Auflocke-
rung des Kündigungsschutzes von Kleingärten 
vom 19. November 1948 (Gesetz- und Verord-
nungsbl. 1949 S. 50), Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 235-7; 

10. Hamburg: Verordnung über Pachtpreise für 
Kleingärten vom 28. März 1961 (Hamburgisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S.115), geändert 
durch die Verordnung zur Änderung der Ver-
ordnung über Pachtpreise für Kleingärten vom 
18. Februar 1969 (Hamburgisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt, S. 22); 

11. Rheinland-Pfalz: Landesgesetz über Kündi-
gungsschutz für Kleingärten und andere klein

-

gartenrechtliche Vorschriften vom 23. Novem-
ber 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. S. 410), 
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Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
235-10; 

12. Schleswig-Holstein: Kleingartengesetz vom 
3. Februar 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 59) in der Fassung vom 5. Mai 1948 (Gesetz- 
und Verordnungsbl. S. 148), mit Ausnahme der 
§§ 24 bis 26, Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 235-3; 

13. Schleswig-Holstein: Schleswig-Holsteinische 
Verfahrensordnung für Kleingartensachen vom 
16. August 1948 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 192), Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 235-3-1. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlö-
schen beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, die 
aufgrund von § 5 Abs. 1 Satz 5 des nach Absatz 1 
Nr. 12 außer Kraft tretenden Kleingartengesetzes  

von Schleswig-Holstein im Grundbuch eingetragen 
worden sind. Für die Berichtigung des Grundbuchs 
werden Kosten nicht erhoben. 

§19 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. 

§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des auf die Ver-
kündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. 

Die Reform des geltenden Kleingartenrechts ist 
durch den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 12. Juni 1979 (BVerfGE 52, 1) notwendig gewor-
den. Das Bundesverfassungsgericht hatte auf Vor-
lage des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs ent-
schieden, daß 

1. der weitgehende Ausschluß der Kündigungsbe-
fugnis privater Verpächter von Kleingärten im 
Rahmen des Regelungssystems des geltenden 
Kleingartenrechts mit dem Grundgesetz nicht zu 
vereinbaren ist, 

2. die Bestimmungen, die für die Kündigung des 
Verpächters eine behördliche Genehmigung vor-
schreiben, wegen Verstoßes gegen das Rechts-
staatsprinzip nichtig sind. 

Das geltende kleingartenrechtliche Regelungssy-
stem ist im wesentlichen durch folgende Grundsätze 
gekennzeichnet: Pachtverträge sind grundsätzlich 
unkündbar; sie können nur aus den enumerativ fest-
gelegten Gründen aufgelöst werden. Im Falle der 
Kündigung hat der Verpächter grundsätzlich Ent-
schädigung zu leisten und ggf. Ersatzland zur Verfü-
gung zu stellen. Zeitlich befristete Verträge gelten 
als auf unbestimmte Zeit verlängert. Der Pachtzins 
wird behördlich unter Berücksichtigung der örtli-
chen Verhältnisse und des Ertragswerts der Grund-
stücke festgesetzt. 

In den Entscheidungsgründen hat das Bundesver-
fassungsgericht hierzu• ausgeführt, daß dieses Rege-
lungssystem mit der verfassungsrechtlichen Ge-
währleistung des Eigentums nicht im Einklang ste-
he. 

Die Kombination von Kündigungsverbot, Ausschluß 
befristeter Verträge und Pachtpreisbindung belaste 
die Verpächter von Kleingartenland in einem Maße, 
das durch die schutzwürdigen Belange der Pächter 
nicht gerechtfertigt sei. Das Kleingartenrecht 
stamme aus einer Zeit, als der Kleingarten für die 
Ernährung der ärmeren Bevölkerungsschichten von 
entscheidender Bedeutung gewesen sei. Heute dien-
ten die Kleingärten dagegen überwiegend der Erho-
lung und der Freizeitgestaltung. Zwar sei auch dies 
ein berechtigtes Anliegen, doch rechtfertige es nicht 
die Beibehaltung eines Regelungssystems, das in 
Kriegs- und Notzeiten zum Schutz lebenswichtiger 
Interessen eingeführt worden sei. 

Auch mit dem Mangel an Kleingartengrundstücken 
lasse sich das geltende Kleingartenrecht nicht be-
gründen. Die ausreichende Versorgung der Bevölke-
rung mit Kleingärten sei eine öffentliche Aufgabe 
der Gemeinden. Die unzureichende Erfüllung dieser 
Aufgabe rechtfertige es nicht, private Eigentümer

-

befugnisse in so gravierender Weise auf Dauer zu 
beschränken. 

II. 

Das Kleingartenwesen hat in seiner 150jährigen 
Entwicklung einen Wandel erfahren. Nachdem ur-
sprünglich der wirtschaftliche Nutzen des Kleingar-
tens im Vordergrund gestanden hat, ist heute der 
Freizeit- und Erholungswert dazugetreten. Die Ent-
wicklung des Kleingartenwesens zeigt allerdings 
auch, daß in wirtschaftlich schwierigeren Zeiten der 
wirtschaftliche Nutzen stets wieder in den Vorder-
grund tritt. Das ist heute angesichts der Preissteige-
rungen und der allgemeinen Einkommensentwick-
lung schon wieder der Fall. Von dieser Steigerung 
sind insbesondere kinderreiche Familien mit nur ei-
nem Ernährer in den unteren und mittleren Ein-
kommensbereichen betroffen. 

In der arbeitsteiligen Industriegesellschaft haben 
die Kleingärten eine wichtige sozialpolitische Be-
deutung. Sie stellen einen notwendigen Ausgleich zu 
den Mängeln im Wohnbereich und im Wohnumfeld 
dar; sie bieten eine Möglichkeit zur Selbstverwirkli-
chung und verbessern wesentlich die Lebensver-
hältnisse des Kleingärtners und. seiner Familie. Die 
Betätigung im Kleingarten bietet dem Kleingärtner 
einen Ausgleich gegenüber seiner häufig einseitigen 
Berufstätigkeit und fördert auch im weitesten Sinne 
die Gesundheit der Bevölkerung. 

Kleingärten sind darüber hinaus ein wichtiges Ele-
ment zur Durchgrünung und  Auflockerung der Be-
bauung. Sie leisten einen wirksamen Beitrag für 
mehr Grün in den Städten und verbessern die ökolo-
gischen Grundlagen für alle Stadtbewohner. In Bal-
lungsgebieten spielen Kleingartenanlagen, die auch 
ohne gesetzliche Regelung in vielen Fällen für die 
Allgemeinheit geöffnet wurden, als Naherholungs- 
und Freizeitgebiete eine wichtige Rolle. Sie über-
nehmen auch wichtige Aufgaben des Landschafts-
schutzes und der Stadtbildpflege. Der Kleingarten 
ist heute ein unverzichtbarer Bestandteil einer men-
schengerechten Stadt; er ist eine notwendige Ergän-
zung des mehrgeschossigen Wohnungsbaus. Diese 
städtebauliche Bedeutung des Kleingartens wird 
auch vom Bundesverfassungsgericht in seinem Be-
schluß vom 12. Juni 1979 anerkannt. 

III.  

1. Eine wesentliche Bedeutung im Kleingartenwe-
sen hat aus Gründen der sozialpolitischen und 
städtebaulichen Funktion des Kleingartens die 
Vertragsdauer. Die geltende Regelung, wonach 
alle zeitlich befristeten Verträge über Kleingär-
ten als auf unbestimmte Zeit verlängert gelten, 
ist unbefriedigend. Es besteht kein sachlich zwin-
gender Grund, zeitlich befristete Verträge nicht 
zuzulassen. 
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Im Entwurf wird daher insoweit unterschieden 
zwischen Kleingärten, die im Bebauungsplan als 
Dauerkleingärten festgesetzt sind, und sonstigen 
Kleingärten, also solchen, die nicht im Bebau-
ungsplan als Dauerkleingärten festgesetzt sind. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Be-
schluß vom 12. Juni 1979 eine solche Differenzie-
rung nicht vorgenommen; sie ist aber erforder-
lich, weil im Bebauungsplan festgesetzte Dauer-
kleingärten bodenrechtlich eine andere Qualität 
haben als sonstige Kleingärten. Die im Bebau-
ungsplan enthaltene Festsetzung stellt nämlich 
die ortsrechtlich verbindliche Nutzungsregelung 
dar, der die im Plangebiet gelegenen Grund-
stücke unterworfen sind. Flächen, die als Dauer-
kleingärten festgesetzt sind, dürfen und sollen 
letztendlich auf Dauer — jedenfalls solange der 
Bebauungsplan nicht geändert wird — nur klein-
gärtnerisch genutzt werden. 

a) Verträge über Dauerkleingärten sollen daher 
nach dem Entwurf nur auf unbestimmte Zeit 
geschlossen werden können. Diese Regelung 
soll sowohl der im Bebauungsplan getroffe-
nen verbindlichen Nutzungsregelung Rech-
nung tragen, als auch den Interessen der 
Kleingärtner dienen, die für die Schaffung 
und Erhaltung der städtebaulichen Funktion 
der Dauerkleingartenanlage die erforderli-
chen Investitionen und Arbeiten erbringen. 
Der private Eigentümer der Flächen, die im 
Bebauungsplan als Dauerkleingärten festge-
setzt sind, hat  demgegenüber nach den 
§§ 40 ff. BBauG einen Übernahmeanspruch, 
wenn und soweit es ihm mit Rücksicht auf die 
Festsetzung oder Durchführung des Bebau-
ungsplans wirtschaftlich nicht mehr zuzumu-
ten ist, das Grundstück zu behalten. Er kann 
sich aber auch nach den vorgesehenen Rege-
lungen von zeitlich unbefristeten Verträgen 
lösen, wenn ihm wegen des Verhaltens der 
Kleingärtner eine Fortsetzung des Pachtver-
hältnisses mit ihnen nicht zugemutet werden 
kann oder wenn er selbst oder einer seiner 
Familienangehörigen einen Garten nutzen 
will und ihm geeignetes Gartenland sonst 
nicht zur Verfügung steht. 

b) Ausgehend von der bodenrechtlichen Qualität 
der kleingärtnerisch genutzten Flächen soll 
die Vertragsdauer bei Verträgen über Klein-
gärten, die nicht im Bebauungsplan als Dau-
erkleingärten festgesetzt sind, der vertragli-
chen Vereinbarung überlassen bleiben. Dies 
soll auch dazu beitragen, daß künftig mehr als 
bisher von privaten Eigentümern Grund-
stücke zur kleingärtnerischen Nutzung zur 
Verfügung gestellt werden. Vieles spricht da-
für, daß die geltende Regelung, verbunden mit 
dem weitgehenden Ausschluß der Kündi-
gungsmöglichkeit, den vorhandenen Mangel 
an Kleingärten verstärkt hat, weil private 
Verpächter weniger bereit sind, Grundstücke 
für Kleingartenzwecke zur Verfügung zu stel-
len, aus Sorge, an den Vertrag auf unbe-
stimmte Zeit gebunden zu sein. 

c) Für Kleingärten und Kleingartenanlagen, die 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht im Be-
bauungsplan als Dauerkleingärten festge-
setzt sind, sieht der Entwurf eine Übergangs-
regelung vor. Verträge mit privaten Verpäch-
tern sollen grundsätzlich mit dem Ablauf der 
vereinbarten Pachtzeit enden. Am 31. Dezem-
ber 1986 sollen die Verträge mit privaten Ver-
pächtern enden, wenn die vereinbarte Pacht-
zeit vor diesem Zeitpunkt abgelaufen ist. 

Verträge über gemeindeeigene Grundstücke, 
die kleingärtnerisch genutzt werden, sollen 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als auf 
unbestimmte Zeit verlängert gelten und wie 
Verträge über Dauerkleingärten behandelt 
werden. Gemeinden können, auch wenn sie 
fiskalisch handeln, mit privaten Grundeigen-
tümern nicht gleichgestellt werden. Das 
Grundeigentum der Gemeinde ist unter Be-
rücksichtigung der von ihr zu erfüllenden 
Aufgaben, und dazu gehört auch die Bereit-
stellung von Kleingartenland, Bindungen un-
terworfen. Daraus ergibt sich auch die Mög-
lichkeit einer differenzierenden Beurteilung 
der Eigentümerposition eines privaten Ver-
pächters und der Gemeinde als Verpächter. 
Insoweit ist auch die Gemeinde stärker ge-
bunden als private Verpächter. Dies rechtfer-
tigt es, Verträge über sonstige Kleingärten, 
die im Eigentum der Gemeinde stehen, an-
ders zu behandeln als Verträge über privates 
Kleingartenland. Nicht zuletzt soll diese Re-
gelung der Erhaltung des Kleingartenbestan-
des dienen. Im übrigen kann die Gemeinde 
die Vertragsbeendigung dadurch herbeifüh-
ren, daß sie einen Bebauungsplan aufstellt, 
der für die kleingärtnerisch genutzten Flä-
chen nach Abwägung aller zu berücksichti-
genden Belange eine andere Nutzung fest-
setzt, und von der dann gegebenen Kündi-
gungsmöglichkeit nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 Ge-
brauch macht. 

2. Um den Vollzug der Festsetzung von Flächen als 
Dauerkleingärten sicherzustellen, sieht der Ent-
wurf vor, daß Pachtverhältnisse an Dauerklein-
gärten unter den Voraussetzungen des § 87 
BBauG, also bei Vorliegen von Gründen des Ge-
meinwohls, durch Enteignung begründet werden 
können. 

3. Kleingartenland wird in der Regel an einen Zwi-
schenpächter (Generalpächter) verpachtet, der 
es Kleingärtnern weiterverpachtet. Von dieser 
Regel geht auch der Entwurf aus. Er stellt des-
halb ausdrücklich klar, daß die Vorschriften über 
Kleingartenpachtverträge auch auf Zwischen-
pachtverträge Anwendung finden, soweit er 
nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt. 

4. Das geltende Kleingartenrecht unterscheidet 
zwischen der Entschädigung bei der Verschul-
denskündigung und der Entschädigung bei Kün-
digung aus anderen Gründen. Bei der Verschul-
denskündigung ist die Verwaltungsbehörde be-
rechtigt, dem Pächter eine Entschädigung zuzu-
sprechen, soweit dies nach Lage der Sache der 
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Billigkeit entspricht. Eine angemessene Entschä-
digung kann die Verwaltungsbehörde ebenfalls 
festsetzen, wenn ein Pachtverhältnis nach der 
Anordnung über eine erweiterte Kündigungs-
möglichkeit von kleingärtnerisch bewirtschafte-
tem Land vom 23. Januar 1945 (RAnz. 1945 Nr. 26) 
gekündigt wird, weil der Pächter einen übergro-
ßen oder einen Doppelgarten besitzt oder aus der 
Gemeinde fortzieht. Bei der Kündigung aus an-
deren Gründen steht dem Pächter eine angemes-
sene Entschädigung zu. 

Es erscheint nicht sachgerecht, dem Kleingärt-
ner auch in den Fällen der Verschuldenskündi-
gung einen Rechtsanspruch auf Entschädigung 
einzuräumen. Hat der Kleingärtner durch eige-
nes Verschulden die Beendigung des Pachtver-
hältnisses herbeigeführt, so soll es bei seinem 
Wegnahmerecht (§§ 547 a, 581 Abs. 2 BGB) ver-
bleiben. Abweichende Vereinbarungen sind zu-
lässig. In der Praxis werden sich örtliche Ver-
kehrssitten, wonach der Übernehmer des Klein-
gartens entsprechend den mancherorts bereits 
vorhandenen Schätzungsrichtlinien bei Pächter-
wechsel dem weichenden Kleingärtner eine Ent-
schädigung für die von ihm eingebrachten An-
pflanzungen und Anlagen zu leisten hat, auch in 
diesen Fällen durchsetzen. Nach dem Entwurf 
soll der Kleingärtner einen Anspruch auf ange-
messene Entschädigung haben, wenn ihm wegen 
Neuordnung der Anlage, Eigenbedarfs des Ver-
pächters, Nutzungsänderung durch Planungs-
akte oder wegen anderweitiger wirtschaftlicher 
Verwertung des Grundstücks gekündigt worden 
ist. Hierbei geht der Entwurf davon aus, daß eine 
angemessene Entschädigung nur eine solche ist, 
die sich im Rahmen des „Verkehrswertes" einer 
normalen kleingärtnerischen Nutzung bewegt, 
wie er sich bei Weitergabe der Kleingärten an 
neue Nutzer tatsächlich bereits entwickelt hat. 

5. In den Fällen, in denen Dauerkleingärten auf-
grund eines Bebauungsplanes, einer Fachpla-
nung oder des Landbeschaffungsgesetzes für an-
dere Zwecke in Anspruch genommen werden, 
sieht der Entwurf eine Pflicht zur Bereitstellung 
oder Beschaffung von Ersatzland vor. Die tägli-
che Praxis zeigt, daß eine große Nachfrage nach 
Kleingärten besteht und daß der vorhandene Be-
stand zur Deckung des Bedarfs nicht ausreicht. 
Es geht hierbei vor allem darum, die Kleingarten-
landsubstanz zu erhalten. 
Die Bereitstellung und Beschaffung von Klein-
gartengelände ist grundsätzlich Aufgabe der Ge-
meinde. Dabei soll es bleiben. Soweit nach § 8 
Abs. 1 Nr. 6 Bedarfsträger Kleingartenland in 
Anspruch nehmen, sollen sie sich — unabhängig 
von ihrer Verpflichtung, den Eigentümer zu ent-
schädigen — im bestimmten Umfang an den Ko-
sten der Ersatzlandbereitstellung oder -beschaf-
fung beteiligen. 

6. Nach geltendem Recht dürfen kleingärtnerisch 
genutzte Grundstücke nicht zu höheren als den 
von der unteren Verwaltungsbehörde festgesetz-
ten Preisen verpachtet werden. Die Festsetzung 
der Preise erfolgt unter Berücksichtigung der 
örtlichen Verhältnisse und des Ertragswertes der 

Grundstücke nach Anhörung von landwirtschaft-
lichen, gärtnerischen oder kleingärtnerischen 
Sachverständigen. Diese Regelung ist unbefrie-
digend, weil sie keine klaren Maßstäbe für die 
Pachtpreisfestsetzung gibt und in der Praxis zu 
äußerst niedrigen Pachtzinsen geführt hat. 

Der Entwurf hält an dem Grundsatz der Pacht-
preisbindung fest, knüpft jedoch nicht mehr an 
die unklaren Maßstäbe des geltenden Rechts an, 
sondern an die Pachtzinsen, die für den erwerbs-
mäßigen Obst- und Gemüseanbau gezahlt wer-
den. Nach dem Entwurf sollen die Pachtzinsen 
für kleingärtnerisch genutztes Land nach dem 
doppelten Betrag der Pachtpreise für den er-
werbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau bemes-
sen werden. 

a) Der Kleingartenpachtvertrag als Massenver

-

trag von großer sozialer Wichtigkeit kann, 
ähnlich wie der Mietvertrag, der Arbeitsver-
trag oder der Versicherungsvertrag, nicht völ-
lig dem Spiel der freien Kräfte überlassen 
werden. Eine gerechte Rechts- und Gesell-
schaftsordnung verlangt vielmehr, die Inter-
essen der Allgemeinheit auch beim kleingärt-
nerisch genutzten Boden in weit stärkerem 
Maße zur Geltung zu bringen als bei anderen 
Vermögensgütern. Es muß sichergestellt wer-
den, daß für Grund und Boden, der der klein-
gärtnerischen Nutzung dient, Pachtpreise ge-
zahlt werden, die dieser Nutzung entspre-
chen. Die Anpachtung des erforderlichen 
Landes durch Kleingärtner würde außeror-
dentlich erschwert, wenn nicht gar unmöglich 
gemacht, wenn Preise gefordert werden könn-
ten, die nicht mehr auf die kleingärtnerische 
Nutzung durch den sozial schwächeren Teil 
der Bevölkerung abgestellt sind, zumal die 
Nachfrage das Angebot nicht unerheblich 
übersteigt. 
Die im Entwurf vorgesehenen Regelungen 
sollen sicherstellen, daß nicht über den Preis 
entschieden wird, ob ein Pächter einen Gar-
ten erhält oder behält. Sozial schwächere Be-
völkerungsschichten dürfen nicht verdrängt 
werden. Kleingärten können, obgleich sie 
auch der Freizeitgestaltung und der Erholung 
dienen, nicht mit anderen Einrichtungen der 
Freizeitgestaltung auf eine Stufe gestellt wer-
den. Kleingärtner erbringen für ihren „Frei-
zeitgenuß" nicht unerhebliche Investitionen. 
Kleingartenanlagen sollen ferner als Erho-
lungsräume auch der Allgemeinheit zur Ver-
fügung stehen. Dies alles muß auch in einer 
Pachtzinsregelung zum Ausdruck kommen. 
Soziale und städtebauliche Gründe rechtferti-
gen daher eine Pachtpreisbindung. 

b) Die Pachtpreisbindung widerspricht auch 
nicht dem Beschluß des Bundesverfassungs-
gerichts vom 12. Juni 1979 zum Kleingarten-
recht. Das Bundesverfassungsgericht hat 
festgestellt, daß das geltende kleingarten-
rechtliche Regelungssystem über den Rah-
men einer nach Artikel 14 Abs. 1 und 2 GG zu-
lässigen Inhaltsbestimmung des Eigentums 
hinausgeht. Die Pachtpreisbindung ist aller- 
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dings nur ein Element dieses Systems. Sie 
verstärkt nur die Wirkungen, die von anderen 
Regelungen ausgehen. Eine Pachtpreisbin-
dung ist verfassungsrechtlich vertretbar, 
wenn sie zu einem angemessenen Pachtzins 
führt und wenn im übrigen dem Eigentums-
schutz in anderer Weise hinreichend Rech-
nung getragen wird. 

c) Inwieweit eine Pachtpreisbindung mit dem 
allgemeinen Gleichheitssatz des Artikels 3 
Abs. 1 GG zu vereinbaren ist, hat das Bundes-
verfassungsgericht in seinem Beschluß vom 
12. Juni 1979 offengelassen. Es hat jedoch in 
zahlreichen anderen Entscheidungen zum all-
gemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG 
Stellung genommen. Hiernach ist der Gleich-
heitssatz dann verletzt, wenn ein vernünfti-
ger, aus der Natur der Sache sich ergebender 
oder sonst sachlich einleuchtender Grund für 
die gesetzliche Differenzierung sich nicht fin-
den läßt (BVerfGE 1, 14, 52; 30, 409, 413; st. 
Rspr.). Dabei wird dem Gesetzgeber weitge-
hende Gestaltungsfreiheit zuerkannt. 

Das Kleingartenrecht muß sicherstellen, daß 
auch dem sozial schwächeren Teil der Bevöl-
kerung die Anpachtung eines Kleingartens 
möglich bleibt. Dieses Ziel kann insbesondere 
im Hinblick auf die starke Nachfrage nur 
durch eine Pachtpreisbindung erreicht wer-
den. 

d) Der Entwurf geht bei der Bemessung der 
Pachtzinsen von dem Bodenpachtmarkt für 
den erwerbsmäßigen Obst- und Gemüsean-
bau aus. Der Bodenwert als solcher ist kein 
geeigneter Maßstab für die Bemessung der 
Pachtzinsen. Nicht einmal in der Landwirt-
schaft werden heute Pachtpreise gezahlt, die 
der Verzinsung des Preises für landwirt-
schaftlichen Boden entsprechen. 

Ordnungsgemäß errechnete Ertragswerte des 
Grund und Bodens liegen, abgesehen von 
Baunutzung und gewerblicher Nutzung (die 
für Kleingärtner durchweg nicht möglich ist), 
heute stets erheblich unter den Verkehrswer-
ten. In der Umgebung von Städten und Ort-
schaften, in denen Kleingärten liegen, stehen 
die Bodenwerte heute in aller Regel in kei-
nem Verhältnis zu den möglichen Erträgen, 
soweit es sich nicht um durch Bebauungsplan 
oder Lage im Innenbereich und vorhandene 
Erschließung qualifizierten Boden handelt. 
Alle anderen Werte sind Bauerwartungsland-
werte. Der Eigentümer erhält keine Verzin-
sung dieser Werte, bis er den Boden als Bau-
land bei starker Verdichtung des Bauerwar-
tungslandcharakters veräußert und das er-
zielte Geld ertragbringend anlegt. Einen Er-
trag kann er nur insoweit erzielen, als er den 
Boden, den er behalten und nicht selbst 
nutzen will, ertragbringend verpachtet. Eine 
Preisbindung für Kleingärten kann daher — 
wenn sie sachgerecht sein soll — nur an den 
vergleichbaren Bodenpachtmarkt anknüp-
fen. 

Hier bieten sich die Pachten für erwerbsgärt-
nerisch genutztes Land an. Sie liegen in aller 
Regel erheblich über der landwirtschaftli-
chen Pacht. Diese erzielbaren Pachten wer-
den nicht dadurch höher, daß das betreffende 
Land einen rein spekulativen — nach § 95 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbaugesetzes sogar bei 
der Enteignung nicht zu berücksichtigen-
den — Bauerwartungslandwert oder viel-
leicht sogar einen „echten" Bauerwartungs-
landwert hat. Sie knüpfen vielmehr an den 
Ertrag an, der durch Erwerbsgartenbau zu er-
zielen ist. 

Diese Erträge berücksichtigen aber nur ein 
Element der Pachtpreisfindung, zu dem ein 
anderes treten muß: Es handelt sich hier um 
den Erholungsnutzen für den Kleingärtner, 
der kaum ermittelt werden kann. Vergleich-
bar sind hier auch nicht Campingplätze und 
Wohnwagenplätze, deren Betrieb vom Betrei-
benden erhebliche Vorleistungen verlangt 
(Anlagen sanitärer Art, Zuwegungen usw., die 
in den meisten Ländern durch baupolizeiliche 
Vorschriften festgelegt sind). Im Entwurf 
werden daher Nutzungswert und Erholungs-
wert dadurch kombiniert, daß die Pachtzinsen 
nach dem doppelten Betrag ortsüblicher 
Pachtzinsen für den erwerbsmäßigen Obst- 
und Gemüseanbau bemessen werden. 

Der Pachtzins wird danach in einem ange-
messenen und vertretbaren Maße steigen; 
dies wird aber keine Auswirkungen auf son-
stige Einzelpreise und das Preisniveau, insbe-
sondere die Verbraucherpreise, haben. 

7. Der Entwurf gliedert sich in vier Abschnitte: 

1. Allgemeine Vorschriften 

2. Kleingartenpacht 

3. Dauerkleingärten 

4. Überleitungs- und Schlußvorschriften. 

Es ist daran gedacht, den Abschnitt über die 
Kleingartenpacht im Rahmen der Überarbeitung 
des Schuldrechts, die zur Zeit vom Bundesmini-
ster der Justiz vorbereitet wird, in das Pachtrecht 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs einzustellen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Absatz 1 definiert den Begriff „Kleingarten". Die 
kleingärtnerische Nutzung umfaßt hiernach zwei 
Elemente: die Gewinnung von Gartenbauerzeugnis-
sen für den Eigenbedarf des Kleingärtners und die 
Erholungsnutzung. Mit diesen Merkmalen soll der 
heutigen Funktion des Kleingartens als Nutz- und 
Erholungsgarten Rechnung getragen werden. Die 
Gartenfläche darf danach nicht allein aus Rasenbe-
wuchs und Zierbepflanzung bestehen. Als weiteres 
Begriffsmerkmal kommt hinzu, daß nur solche Gär-
ten als Kleingärten anzusehen sind, die in einer An-
lage mit gemeinschaftlichen Einrichtungen liegen. 
Im Entwurf werden beispielhaft als gemeinschaftli- 
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che Einrichtungen Spielflächen oder Vereinshäuser 
genannt. Es genügt also schon, wenn in der Anlage 
ein Kinderspielplatz vorhanden ist, um eine Klein-
gartenanlage im Sinne der Definition annehmen zu 
können. Die Größe der Kleingartenanlage wird ge-
setzlich nicht vorgeschrieben. Dies soll der Planung 
von Kleingartenanlagen vor Ort überlassen bleiben, 
um die notwendige Flexibilität und die Anpassung 
an die örtlichen Verhältnisse zu gewährleisten. 

Nach Nummer 1 in Absatz 2 ist ein vom Eigentümer 
oder vom zum Familienhaushalt des Eigentümers 
gehörenden Angehörigen im Sinne des § 8 Abs. 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes kleingärtnerisch ge-
nutzter Garten kein Kleingarten. Wesensmerkmal 
des Kleingartens ist die Nutzung fremden Landes 
(vgl. Ehrenforth, RdL 1950, S. 132; Wiethaup, ZMR 
1970, S.  193; BVerfGE 52, 1 [33 ff.]). Die Nummern 2 
bis 5 sollen den Kleingarten gegenüber anderen 
Gärten ähnlicher Nutzungsart abgrenzen. 

Der Begriff „Dauerkleingärten" wird sowohl für im 
Flächennutzungsplan dargestellte als auch für im 
Bebauungsplan festgesetzte Flächen verwendet. Ab-
satz 3 soll klarstellen, daß Dauerkleingärten im 
Sinne dieses Gesetzes nur Kleingärten auf Flächen 
sind, für die die kleingärtnerische Nutzung im Be-
bauungsplan nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 des Bundesbau-
gesetzes festgesetzt ist. Im Bebauungsplan sind sie 
als private Grünflächen „Dauerkleingärten" festzu-
setzen. Die Planzeichenverordnung 1981 enthält für 
diese Festsetzung ein besonderes Zeichen. 

Zu §2 

Absatz 1 sieht vor, daß Kleingartenanlagen der All-
gemeinheit zugänglich sein müssen. Kleingartenan-
lagen können nur dann ihre städtebauliche Funk-
tion erfüllen, wenn sie auch für die erholungsuchen-
de Bevölkerung geöffnet sind. Selbstverständlich 
können sie in der Nacht geschlossen werden. In vie-
len Fällen sind heute bereits — ohne gesetzliche Re-
gelung — Anlagen der Allgemeinheit zugänglich. Ei-
nige vorhandene Kleingartenanlagen sind wegen 
der besonderen örtlichen Verhältnisse für eine Öff-
nung nicht geeignet. Das trifft z. B. bei einigen Anla-
gen der Deutschen Bundesbahn zu. In solchen Aus-
nahmefällen soll von der Zugänglichkeit der Anlage 
für die Allgemeinheit abgesehen werden können. 

Die Nutzfläche eines Kleingartens soll nach Ab-
satz 2 in der Regel 400 m 2  nicht überschreiten. Diese 
Vorschrift soll gewährleisten, daß auf-den zur Verfü-
gung stehenden Flächen möglichst viele Kleingär-
ten geschaffen werden können. Erfahrungsgemäß 
ist es auch die zweckmäßigste Größe für eine opti-
male Nutzung des Kleingartens. 

Lauben in Kleingärten sollen der kleingärtneri-
schen Nutzung dienen und dem Kleingärtner auch 
einen vorübergehenden Aufenthalt ermöglichen. 
Dauerndes Wohnen in den Lauben stellt — abgese-
hen von den Fällen, in denen der Kleingärtner zuläs-
sigerweise seine Laube zu Wohnzwecken nutzt (Ge-
setz zur Ergänzung der Kleingarten- und Klein-
pachtlandordnung vom 26. Juni 1935) — eine Zweck-
entfremdung dar. Nach Absatz 3 soll daher die 

Laube eine bestimmte Größe 	überschreiten 
und von der Ausstattung und Einrichtung her nicht 
zum dauernden Wohnen geeignet sein. Das schließt 
u. a. auch einen Anschluß an das Telefonnetz aus. 
Mit der vorgesehenen Regelung soll vor allem si-
chergestellt werden, daß Charakter und Eigenart 
von Kleingartenanlagen erhalten bleiben. Kleingar-
tenanlagen sollen sich nicht zu Wochenendhaus- 
oder Ferienhausgebieten entwickeln. Die in Ab-
satz 3 vorgesehene Höchstgröße einer Laube kann 
z. B. durch Festsetzungen im Bebauungsplan unter-
schritten werden. Im übrigen bleiben die Vorschrif-
ten der §§ 29 ff. des Bundesbaugesetzes über die Zu-
lässigkeit von Vorhaben unberührt. 

Kleingärten sind Pachtgärten. Aber auch der Eigen-
tümer soll einen in der Kleingartenanlage liegenden 
Garten kleingärtnerisch nutzen können. Der Eigen-
bedarf des Eigentümers soll auch nach § 8 Abs. 1 
Nr. 3 ein Kündigungsgrund sein. Absatz 4 soll für 
diese Fälle sicherstellen, daß der Eigentümergarten, 
insbesondere bezüglich der Laube, wie ein Kleingar-
ten zu behandeln ist. Der Eigentümer soll insoweit 
keine größeren, aber auch keine geringeren Rechte 
haben als der Pächter eines Kleingartens. Im übri-
gen soll es den Betroffenen überlassen bleiben, die 
Beteiligung des Eigentümers an den Gemeinschafts-
leistungen der Kleingärtner zu regeln. 

Zu §3 

Der Entwurf enthält eine Reihe besonderer pacht-
rechtlicher Vorschriften, die der sozialpolitischen 
und städtebaulichen Funktion des Kleingartens 
Rechnung tragen sollen. Nach Absatz 1 sollen daher 
die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
über die Pacht nur gelten, soweit sich aus den beson-
deren kleingartenrechtlichen Vorschriften nichts 
anderes ergibt. Dies gilt z. B. auch für die nach den 
§§ 581, 546 BGB auf dem Pachtgegenstand ruhenden 
Lasten, die der Verpächter zu tragen hat. Abwei-
chende Regelungen zwischen dem Verpächter und 
dem Pächter sind möglich. 

Der Entwurf geht davon aus, daß unter den Begriff 
„Kleingartenpachtverträge" alle schuldrechtlichen 
Verträge fallen, die die Überlassung von Land zur 
kleingärtnerischen Nutzung zum Gegenstand ha-
ben. Wie bisher in der Praxis üblich, sollen Einzel-
pachtverträge und Zwischenpachtverträge, häufig 
auch Generalpachtverträge genannt, zulässig sein. 
Absatz 2 Satz 1 sieht daher ausdrücklich vor, daß die 
Vorschriften über Kleingartenpachtverträge sowohl 
für Einzelpachtverträge als auch für Zwischenpacht-
verträge gelten. 

Häufig beauftragt der Zwischenpächter (z. B. ein 
Stadtverband der Kleingärtner) den örtlichen Klein-
gärtnerverein mit der Weiterverpachtung der Klein-
gärten und der Verwaltung der Anlage. Diese be-
währte Praxis soll unberührt bleiben. 

Nach Satz 2 sollen Zwischenpachtverträge, die nicht 
mit der Gemeinde oder einer als gemeinnützig aner-
kannten Kleingärtnerorganisation geschlossen wer-
den, unwirksam sein. Mit dieser Regelung soll die er-
werbsmäßige Zwischenpacht verhindert werden, die 
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vor Inkrafttreten der Kleingarten- und Kleinpacht-
landordnung (KGO) zu erheblichen Mißständen im 
Kleingartenwesen geführt hat. Die durch die KGO 
eingeführte kleingärtnerische Gemeinnützigkeit 
hat sich bewährt. Als gemeinnützig anerkannte 
Kleingärtnerorganisationen bieten eine Gewähr da-
für, daß die Aufgaben, die ein Zwischenpächter zu 
erfüllen hat, sachgerecht und im Interesse der 
Kleingärtner und des Kleingartenwesens wahrge-
nommen werden. 

Als gemeinnützig anerkannte Kleingärtnerorgani-
sationen haben insoweit gegenüber nicht anerkann-
ten Organisationen eine privilegierte Stellung (Zwi-
schenpachtprivileg). Das setzt andererseits voraus, 
daß bestimmte Garantien für die Erfüllung der nur 
ihnen zugewiesenen Aufgaben gegeben sein müs-
sen. Es soll den Ländern überlassen bleiben, die An-
forderungen und Voraussetzungen für die kleingärt-
nerische Gemeinnützigkeit zu regeln. In einigen 
Ländern sind bereits aufgrund des in § 5 KGO gere-
gelten Zwischenpachtprivilegs Bestimmungen über 
die Anerkennung und den Widerruf der kleingärtne-
rischen Gemeinnützigkeit sowie über das Anerken-
nungs- und Widerrufsverfahren erlassen worden. 
Die aufgrund dieser Bestimmungen ausgesproche-
nen Anerkennungen der Gemeinnützigkeit werden 
durch dieses Gesetz nicht berührt; sie bestehen 
fort. Nach Inkrafttreten dieses Gesetzes soll die 
Vorschrift des § 3 Abs. 2 Satz 2 Rechtsgrundlage 
für landesrechtliche Gemeinnützigkeitsregelungen 
sein. 

Die kleingärtnerische Gemeinnützigkeit ist von der 
steuerlichen Gemeinnützigkeit zu unterscheiden. 
Mit der Anerkennung der kleingärtnerischen Ge-
meinnützigkeit ist die steuerliche Gemeinnützigkeit 
nicht verbunden. Die steuerliche Gemeinnützigkeit 
richtet sich nach den Vorschriften der Abgabenord-
nung. Danach wird eine Steuervergünstigung ge-
währt, wenn eine Körperschaft ausschließlich und 
unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchli-
che Zwecke (steuerbegünstigte Zwecke) verfolgt. Ob 
diese Voraussetzungen bei einer Kleingärtnerorga-
nisation vorliegen, ist von Fall zu Fall durch die für 
die steuerliche Gemeinnützigkeit zuständigen Be-
hörden zu prüfen. 

Der Verpächter wird nach Abschluß eines Kleingar-
tenpachtvertrages häufig Interesse daran haben, 
nicht mit der Verwaltung einer Kleingartenanlage 
belastet zu sein und nur noch mit einem „Mittels-
mann" zu tun zu haben. Um sicherzustellen, daß die 
Verwaltung der sozialpolitischen und städtebauli-
chen Funktion des Kleingartens entsprechend 
wahrgenommen wird, soll sie nur einer nach Lan-
desrecht als gemeinnützig anerkannten Kleingärt-
nerorganisation rechtswirksam übertragen werden 
können. Verträge zur Übertragung der Verwaltung, 
die nicht mit einer gemeinnützigen Organisation ge-
schlossen werden, sollen nach Satz 3 unwirksam 
sein. 

Der Verpächter, der die Anlage selbst verwaltet, soll 
nach Absatz 3 öffentlich-rechtlich verpflichtet sein, 
die Verwaltung einer als gemeinnützig anerkannten 
Kleingärtnerorganisation zu übertragen, wenn die 
ordnungsgemäße Bewirtschaftung oder Nutzung 

einzelner Kleingärten oder der Anlage nicht mehr 
gewährleistet ist. Hierbei handelt es sich im wesent-
lichen um solche Fälle, in denen die zur Erhaltung 
der Funktionsfähigkeit der Anlage notwendigen Ge-
meinschaftsleistungen nicht mehr oder nicht in dem 
erforderlichen Umfang erbracht werden und die An-
lage dadurch zu „verfallen" droht, die Gärten nicht 
mehr kleingärtnerisch genutzt werden oder Lauben 
zum dauernden Wohnen verwandt werden und der 
Verpächter keine Maßnahmen zur Beseitigung die-
ser Mängel ergreift. 

Zu § 4 

Der Absatz 1 enthält Regelungen über den Höchst-
pachtzins für kleingärtnerisch genutztes Land. Mit 
diesen Bestimmungen soll sichergestellt werden, 
daß für Grund und Boden, der kleingärtnerisch ge-
nutzt wird, Pachtzinsen gezahlt werden, die dieser 
Nutzung entsprechen. Die Anpachtung von Klein-
gärten wäre außerordentlich erschwert, wenn nicht 
gar unmöglich, wenn Preise gefordert werden könn-
ten, die nicht mehr auf die kleingärtnerische Nut-
zung durch den sozial schwächeren Teil der Bevöl-
kerung abgestellt wären. § 4 soll daher sicherstellen, 
daß sozial schwächere Bevölkerungsschichten nicht 
verdrängt werden. 

Der Pachtzins soll je Quadratmeter der Gesamtflä-
che der Kleingartenanlage nach dem doppelten Be-
trag des ortsüblichen Pachtzinses für den erwerbs-
mäßigen Obst- und Gemüseanbau bemessen wer-
den. Die auf die gemeinschaftlichen Einrichtungen 
entfallenden Flächen sollen nach Abs. 1 Satz 2 bei 
der Ermittlung des Pachtzinses im Einzelfall antei-
lig berücksichtigt werden. In der vorgesehenen Re-
gelung kommt sowohl der Nutz- als auch der Erho-
lungswert des Kleingartens zum Tragen, wobei der 
Erholungswert des Kleingartens nicht mit dem an-
derer Freizeit- und Erholungseinrichtungen auf eine 
Stufe gestellt werden kann. Kleingärtner erbringen 
für ihren „Freizeitgenuß" nicht unerhebliche Inve-
stitionen und sollen die Gemeinschaftseinrichtun-
gen der Kleingartenanlagen, wie z. B. Kinderspiel-
plätze, auch der Allgemeinheit zur Verfügung stel-
len. 

Die Pachtpreise für erwerbsmäßig genutzte Flächen 
liegen beim Obstbau im Bundesdurchschnitt bei 
656 DM/ha und Jahr und beim Freilandgemüsean-
bau unter Berücksichtigung der verschiedenen In-
tensitätsstufen bei 717 DM/ha, im Schnitt somit bei 
686 DM/ha oder 0,07 DM/m 2  und Jahr (Quelle: Mate-
rial zum Agrarbericht 1982). Regional schwanken 
die Angaben zur Pachtpreishöhe. Das hängt u. a. da-
von ab, ob viele Gartenbaubetriebe insgesamt in der 
jeweiligen Region ihren Sitz haben und damit der 
Grundstücksmarkt für Pachtland stärker belastet 
ist. Im Bereich der Landwirtschaftskammern Rhein-
land und Westfalen-Lippe im Lande Nordrhein-
Westfalen liegen die Pachtpreise für den Obst- 
und Gemüseanbau zwischen 0,08 DM/m 2  und 
0,16 DM/m2  und Jahr, je nach Intensitätsstufe und 
Nachfragesituation. 

Ein Vergleich des Beispiels über die Höhe der Pacht

-

zinsen im Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
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vom 12. Juni 1979 zum Kleingartenrecht mit dem 
nach Absatz 1 zulässigen Höchstpachtzins — unter 
Zugrundelegung des Durchschnitts der Pachtpreise 
für den erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau 
im Bereich der oben genannten Landwirtschafts-
kammern — zeigt, daß sich der Pachtpreis in dem 
Beispielfall um fast das Dreifache erhöht. Regional 
sind noch weitergehende Pachtzinserhöhungen 
— in Einzelfällen bis zum Vierfachen und mehr — zu 
erwarten. 

Absatz 2 soll die Länder ermächtigen, die Einzelhei-
ten über die Ermittlung der Höhe des Höchstpacht-
zinses und dessen jeweilige Anpassung an den orts-
üblichen Pachtzins im erwerbsmäßigen Obst- und 
Gemüseanbau zu regeln. Im Rahmen dieser Er-
mächtigung können die Länder alle Einzelheiten ei-
ner Pachtzinsfestsetzung und jeweiligen Anpassung 
bestimmen oder sich darauf beschränken, eine 
Stelle zu bestimmen, die in bestimmten Zeitabstän-
den Gutachten über die jeweiligen Pachtzinsen er-
stattet. 

Entsprechend der Regelung des § 9 a der Erbbau-
rechtsverordnung sollte eine Anpassung der Pacht-
zinsen in Zeitabständen von drei Jahren erfolgen. In 
Fällen, in denen ortsübliche Pachtzinsen im er-
werbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau fehlen, 
sollte auf die Pachtzinsen in der benachbarten Ver-
waltungseinheit abgestellt werden. 

Die Vorschrift des Absatzes 3 ist dem geltenden 
Recht nachgebildet. Sie soll die Vertragsparteien er-
mächtigen, durch einseitige vertragsgestaltende Er-
klärung den bisherigen Pachtzins bis zur Höhe des 
festgesetzten Höchstpachtzinses anzuheben oder, 
sofern der bisherige Pachtzins über diesem Pacht-
zins liegt, herabzusetzen. 

In vielen Fällen wenden Verpächter oft erhebliche 
Beträge für das Kleingartenland auf, so z. B. für Bo-
denverbesserungen, Wege, Einfriedungen, Parkplät-
ze. Absatz 4 sieht daher vor, daß diese Aufwendun-
gen durch einen Zuschlag auf den Pachtzins berück-
sichtigt werden sollen, soweit diese Aufwendungen 
nicht durch Zuschüsse aus öffentlichen Haushalten 
gedeckt worden und im Rahmen der kleingärtneri-
schen Nutzung üblich sind. Der Pächter soll den Er-
stattungsbetrag in Teilleistungen entrichten kön-
nen, die der Höhe nach dem jeweiligen Pachtzins 
entsprechen und zugleich mit diesem fällig sind. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift soll den Anforderungen, die aus 
städtebaulicher Sicht an die Dauerkleingartenan-
lage gestellt werden, Rechnung tragen. Die Dauer-
kleingartenanlage mit ihrem Wegenetz und den ge-
meinschaftlichen Einrichtungen, z. B. den Spielflä-
chen, bedarf nicht zuletzt unter dem Gesichtspunkt 
der Stadtgestaltung und ihrer Einbeziehung in die 
städtische Grünplanung einer dauernden Pflege. 
Nur dann kann sie ihre städtebauliche Funktion er-
füllen. Hierbei kommt es entscheidend auf die Lei-
stungsbereitschaft der Kleingärtner an. Diese ist bei 
unbefristeten Verträgen naturgemäß höher als bei 
befristeten Verträgen. Der Kleingärtner soll sich be

-

reits bei Begründung des Pachtverhältnisses darauf 
einstellen können, daß seine Investitionen für den 
Kleingarten und seine Aufwendungen für die Ge-
samtanlage nach Ablauf einer bestimmten Frist für 
ihn nicht wertlos werden, weil er den Kleingarten 
verlassen muß. Die Sicherheit, auf unbestimmte 
Dauer den Kleingarten nutzen zu können, verstärkt 
seine Investitionsbereitschaft und sein Engagement 
bei Gemeinschaftsleistungen für die Anlage und 
nicht zuletzt auch die Eigeninitiative und Verant-
wortung. Für den Verpächter dagegen, der ohnehin 
die Dauerkleingartenfläche einer anderen Nutzung 
nicht zuführen kann, ist es bedeutungslos, wer als 
Kleingärtner sein Grundstück nutzt, wenn die ver-
traglichen Verpflichtungen erfüllt werden; wenn 
nicht, kann sich der Verpächter vom Vertrag durch 
Kündigung lösen. Die Vorschrift des § 5 trägt inso-
weit auch der bodenrechtlichen Qualität der Dauer-
kleingärten Rechnung. Soweit die Nachfrage nach 
Kleingärten das Angebot übersteigt, bleibt es Auf-
gabe der Gemeinde, — entsprechend ihren Möglich-
keiten — Kleingartenland in dem erforderlichen 
Umfang bereitzustellen. 

Zu § 6 

Die Vorschrift begründet für die Kündigung ein ge-
setzliches Schriftformerfordernis. Sie gilt ebenso für 
die Kündigung des Verpächters wie für die Kündi-
gung des Pächters und ist zur Vermeidung von Af-
fektkündigungen und zur Sicherung der Rechtsklar-
heit geboten. 

 

Zu § 7 

Die Vorschrift des § 7 regelt die Kündigung von . 

Kleingartenpachtverträgen durch den Verpächter 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist. Sie gilt für 
Einzelpacht- und Zwischenpachtverträge über Dau-
erkleingärten oder sonstige durch Bebauungsplan 
nicht festgesetzte Kleingärten. Ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist soll der Verpächter kündigen 
können bei Zahlungsverzug für mindestens ein Vier

-

teljahr seit mehr als zwei Monaten nach schriftli-
cher Abmahnung (Nummer 1). Nummer 2 entspricht 
im wesentlichen dem Regelungsgehalt des § 554 a 
BGB. Diese Vorschrift soll dem Verpächter bei 
schwerwiegenden Pflichtverletzungen ein Kündi-
gungsrecht einräumen. Hierunter sollen nicht nur 
schwere Verletzungen der Pflichten verstanden 
werden, die den Kleingärtnern gegenüber dem Ver-
pächter obliegen, sondern auch die aus dem Gedan-
ken der Kleingärtnergemeinschaft erwachsenden 
Pflichten des Kleingärtners. 

Zu § 8 

Diese Vorschrift soll, mit Ausnahme der Nummer 4 
in Absatz 1 — wie § 7 — für Verträge über Dauer-
kleingärten und sonstige Kleingärten gelten. Eine 
Kündigung nach Nummer 4 soll nur bei sonstigen 
Kleingärten in Betracht kommen. 
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Nach Absatz 1 soll der Verpächter nur in den folgen-
den enumerativ genannten Fällen kündigen kön-
nen: 

1. Die Fortsetzung einer nicht kleingärtnerischen 
Nutzung, ungeachtet einer schriftlichen Abmah-
nung des Verpächters, sowie die Verletzung an-
derer Verpflichtungen, die den Kleingarten be-
treffen, soll den Verpächter oder Zwischenpäch-
ter berechtigen, den Kleingartenpachtvertrag zu 
kündigen. In der Abmahnung soll die Vertrags-
widrigkeit bezeichnet werden. Beispielhaft wer-
den einige Kündigungsgründe genannt. 

Das Erlöschen der Mitgliedschaft in der Klein-
gärtnerorganisation soll allein noch kein Kündi-
gungsgrund sein. In den meisten Fällen wird al-
lerdings der Ausschluß eines Mitglieds aus Grün-
den erfolgen, die gleichzeitig eine Pflichtverlet-
zung i. S. der Nummer 1 darstellen. 

2. Kleingartenanlagen werden häufig neu geordnet 
werden müssen, um sie den heutigen Anforde-
rungen anzupassen. In Betracht kommt z. B. eine 
Verkleinerung übergroßer Einzelgärten, um den 
Nachfragebedarf zu decken, oder die Errichtung 
von gemeinschaftlichen Einrichtungen, z. B. 
Spielflächen. Einzelne Kleingärtner, deren Mit-
wirkung für solche Maßnahmen notwendig ist, 
sollen die Neuordnung einer gesamten Anlage 
nicht verhindern können. 

3. Der Verpächter soll kündigen können, wenn er 
selbst oder ein Familienangehöriger einen Teil 
der verpachteten Fläche kleingärtnerisch nutzen 
will und ihm anderes geeignetes Land nicht zur 
Verfügung steht. Unter dem Begriff ,,Familienan-
gehöriger" ist der in § 8 Abs. 1 des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes (II. WoBauG) genannte Perso-
nenkreis zu verstehen (vgl. § 1 Abs. 2 Nr. 1). Der 
Eigenbedarf muß nach Abschluß des Pachtver-
trages entstanden sein. 

4. Bei unbefristeten Verträgen über Kleingärten, 
die nicht in einem Bebauungsplan als Dauer-
kleingärten festgesetzt sind, soll der Verpächter 
auch kündigen können, wenn er durch die Fort-
setzung des Kleingartenpachtverhältnisses an 
einer rechtlich zulässigen anderweitigen Verwer-
tung des Grundstücks, z. B. Verkauf oder andere 
Nutzung, gehindert ist und dadurch erhebliche 
Nachteile erleiden würde. 

5. Der Regelungsgehalt dieser Vorschrift ent-
spricht im wesentlichen dem geltenden Recht 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung kleingartenrechtlicher Vorschriften 
vom 28. Juli 1969 — BGBl. I S. 1013 —). Dieser 
Kündigungstatbestand geht davon aus, daß das 
öffentliche Interesse am Vollzug des Bebauungs-
plans vorrangig ist. Die kleingärtnerischen Be-
lange finden im Bebauungsplanverfahren durch 
die im Bundesbaugesetz vorgeschriebene Abwä-
gung der öffentlichen und privaten Belange ge-
geneinander und untereinander (§ 1 Abs. 7 
BBauG) gebührende Berücksichtigung. Der Be-
griff Nutzungsvorbereitung ist im baurechtlichen 
Sinne zu verstehen (§ 85 Abs. 1 Nr. 1 BBauG). 
Hierunter fallen diejenigen sachdienlichen Maß-
nahmen, die die anschließende Nutzung ermögli

-

chen, wie z. B. die Parzellierung des Grund-
stücks, Entwässerungs- oder Erschließungsar-
beiten. In Anlehnung an den Grundgedanken des 
§ 33 BBauG soll auch vor Rechtsverbindlichkeit 
des Bebauungsplans unter bestimmten Voraus-
setzungen die Kündigung zulässig sein. Erforder-
lich ist, daß die Gemeinde die Aufstellung, Ände

-

rung oder Ergänzung eines Bebauungsplans be-
schlossen hat und nach dem Stand der Planungs-
arbeiten anzunehmen ist, daß die beabsichtigte 
Festsetzung einer anderen — als der kleingärt-
nerischen — Nutzung erfolgt. Ferner müssen 
dringende Gründe des öffentlichen Interesses 
die im Bebauungsplan vorgesehene andere Nut-
zung erfordern, z. B. um erhebliche Nachteile für 
die Entwicklung der Gemeinde zu vermeiden 
oder um die Verwirklichung eines Vorhabens si-
cherzustellen. Das kann z. B. der Fall sein bei der 
Ansiedlung von Gewerbebetrieben, um neue Ar-
beitsplätze zu schaffen. Die Gemeinde wird also 
dem Verpächter mitzuteilen haben, daß die Vor-
aussetzungen für die Kündigung vorliegen. 

6. Nummer 6 a) korrespondiert mit der Vorschrift 
der Nummer 5 insoweit, als sie einen Kündi-
gungstatbestand enthält für die Fälle, in denen 
kleingärtnerisch genutztes Land durch Pla-
nungsakte einem anderen Nutzungszweck zuge-
führt werden soll. Hierzu gehören Fachplanun-
gen des Bundes und überörtliche und örtliche 
Fachplanungen der Länder. Wie bei Nummer 5 
liegt diesem Kündigungstatbestand der Gedanke 
zugrunde, daß das öffentliche Interesse an der 
Verwirklichung der Fachplanung unter den dort 
genannten Voraussetzungen vorrangig ist. Die 
Belange der Kleingärtner müssen insoweit zu-
rücktreten. Mit Rücksicht darauf, daß die Reali-
sierung der Fachplanung nach Abschluß des 
Planfeststellungsverfahrens noch häufig ge-
raume Zeit in Anspruch nimmt, bestimmt diese 
Vorschrift, daß die Kündigung erst möglich sein 
soll, wenn das kleingärtnerisch genutzte Land 
alsbald benötigt wird. Hierzu gehört auch die Si-
cherung der Finanzierung des Vorhabens. So-
lange die Finanzierung nicht gesichert ist, wird 
man auch nicht annehmen können, daß das Land 
benötigt wird. Diese Bestimmung entspricht im 
wesentlichen der bisherigen Kündigungsmög-
lichkeit aus Gründen des Gemeinwohls nach § 1 
Abs. 2 e) der Kündigungsschutzverordnung von 
1944. 

Der unter Nummer 6 b) genannte Kündigungstatbe-
stand entspricht dem geltenden Recht. 

In den Fällen der Nummern 5 und 6 wird in der Pra-
xis eine wirksame Kündigung erst erfolgen können, 
wenn der Planungs- oder Bedarfsträger dem Ver-
pächter mitgeteilt hat, daß die Fläche alsbald drin-
gend benötigt wird, weil der Verpächter selbst diese 
Kündigungsvoraussetzung nicht beurteilen kann. 

Die ordentliche Kündigung durch den Verpächter 
soll nach Absatz 2 mit einer Frist von drei Monaten 
zum 31. Oktober eines Jahres — spätestens am drit-
ten Werktag im August dieses Jahres — zulässig 
sein. Die Kleingärtner sollen die letzten Gartenbau-
erzeugnisse noch ernten und sich rechtzeitig auf die 
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Räumung einstellen können oder, soweit die klein-
gärtnerische Nutzung fortgesetzt werden soll, dem 
Nachfolger die Übernahme des Kleingartens zu ei-
nem geeigneten Zeitpunkt ermöglichen. Wenn drin-
gende Gründe vorliegen, soll in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nr. 5 und 6 eine vorzeitige Kündigung zuläs-
sig sein. Dringende Gründe können z. B. vorliegen, 
wenn die Flächen zur Errichtung von Vorhaben im 
öffentlichen Interesse sofort benötigt werden oder 
wenn der Verpächter bei Einhaltung der Regelfrist 
wirtschaftliche Nachteile zu befürchten hat, die ihm 
nicht zuzumuten sind, wenn z. B. eine im Bebau-
ungsplan festgesetzte andere Nutzung wegen der 
Regelfrist erst zu einem späteren Zeitpunkt reali-
siert werden könnte und der Verpächter dadurch fi-
nanzielle Einbußen erleiden würde. Für die Beurtei-
lung, ob ein dringender Grund vorliegt, ist auch die 
Zeitdauer bis zum nächsten „normalen" Kündi-
gungstermin von Bedeutung. 

Nach Absatz 3 sollen zeitlich befristete Verträge 
über sonstige Kleingärten wegen Eigenbedarfs des 
Verpächters oder anderer planungsrechtlich zulässi-
ger wirtschaftlicher Verwertung nicht gekündigt 
werden können. Der Verpächter soll insoweit an die 
vereinbarte Vertragsdauer gebunden bleiben. 

Zu § 9 

Absatz 1 regelt die besonderen Kündigungsgründe 
bei Zwischenpachtverträgen. Danach soll der Ver-
pächter den Zwischenpachtvertrag kündigen kön-
nen, wenn der Zwischenpächter schwerwiegende 
Pflichtverletzungen der Kleingärtner ungeachtet ei-
ner Abmahnung des Verpächters duldet oder wenn 
ihm die kleingärtnerische Gemeinnützigkeit aber-
kannt worden ist. 

In den Fällen der Kündigung wegen Eigenbedarfs 
des Verpächters (§ 8 Abs. 1 Nr. 3) kommt bei Zwi-
schenpachtverträgen nur eine Teilkündigung in Be-
tracht. Eine Teilkündigung kann auch in den Fällen 
in Betracht kommen, in denen nur Teile einer An-
lage in Anspruch genommen werden sollen, so bei ei-
ner anderweitigen planungsrechtlich zulässigen 
Nutzung (§ 8 Abs. 1 Nr. 4) oder bei Umwidmungen 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 5 und 6). Absatz 2 trägt diesem Gedan-
ken Rechnung. Danach soll sich der Zwischenpacht-
vertrag auf die Teile der Kleingartenanlage be-
schränken, die nicht in Anspruch genommen wer-
den sollen. 

Der in Absatz 3 vorgesehene Eintritt des Verpäch-
ters in die Verträge mit den Kleingärtnern soll si-
cherstellen, daß die Kleingärtner, die ihre Pflichten 
erfüllen, ihren Kleingarten durch die Kündigung 
nicht verlieren. Sie sollen nicht die Folgen tragen, 
die sich aus Pflichtverletzungen des Zwischenpäch-
ters ergeben. 

Zu §10 

Nach Absatz 1 soll der Pächter, d. h. der Kleingärt-
ner oder der Zwischenpächter, für die von ihm einge-
brachten oder erworbenen Anpflanzungen und An-
lagen bei Kündigung wegen Neuordnung einer 
Kleingartenanlage, Eigenbedarfs des Verpächters, 

planungsrechtlich zulässiger anderweitiger wirt-
schaftlicher Verwertung (kommt nur bei sonstigen 
Kleingärten, die im Bebauungsplan nicht festgesetzt 
sind, in Betracht) oder Umwidmung einer kleingärt-
nerisch genutzten Fläche durch Planungsakte ange-
messen entschädigt werden. Die Entschädigung soll 
nicht über den Rahmen hinausgehen, der für die 
kleingärtnerische Nutzung üblich ist. Entschädi-
gungsrichtlinien sind bereits weitgehend vorhan-
den; sie haben sich bewährt. Satz 2 bestimmt daher 
ausdrücklich, daß bei der Bemessung der Höhe der 
Entschädigung vorhandene Regeln für die Bewer-
tung von Anpflanzungen und Anlagen zugrunde zu 
legen sind. In den Fällen, in denen die kleingärtne-
risch genutzte Fläche durch Kündigung der im Be-
bauungsplan festgesetzten Nutzung zugeführt wer-
den soll, sollen darüber hinaus auch die für die Ent-
eignungsentschädigung geltenden Grundsätze be-
achtet werden. Das gleiche soll auch für die Planfest-
stellung und Landbeschaffung nach dem Landbe-
schaffungsgesetz gelten. Damit soll sichergestellt 
werden, daß der Pächter im Falle der Kündigung so 
entschädigt wird wie im Falle der Enteignung. Das 
wird in der Regel schon bei einer Entschädigung 
nach den Sätzen 1 und 2 der Fall sein. 

Absatz 2 geht von dem Grundsatz aus, daß derjenige 
zur Entschädigung verpflichtet sein soll, der die 
kleingärtnerisch genutzte Fläche in Anspruch 
nimmt. Bei Kündigung wegen Neuordnung einer 
Anlage dagegen nimmt der Verpächter, obwohl er 
zur Entschädigung verpflichtet sein soll, die Fläche 
nicht in Anspruch. Die Neuordnung dient der besse-
ren Gestaltung der Anlage und insoweit im weite-
sten Sinne der Allgemeinheit. Der Verpächter wird 
daher vor einer Kündigung zu prüfen haben, ob (öf-
fentliche) Mittel für eine Entschädigung bereitste-
hen oder bereitgestellt werden. Ist das nicht der Fall, 
wird die Neuordnung der Anlage unterbleiben müs-
sen. 

Nach Absatz 3 soll der Entschädigungsanspruch in 
der Regel fällig sein, sobald das Pachtverhältnis be-
endet und der Kleingarten geräumt ist. 

Zu § 11 

Die in Absatz 1 vorgesehene Frist für die Beendi-
gung des Pachtverhältnisses ist erforderlich, um 
eine ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrages zu 
ermöglichen. 

Bei gemeinschaftlich geschlossenen Verträgen soll 
der überlebende Ehegatte die Möglichkeit haben, 
die Fortsetzung des Vertrages abzulehnen (Ab-
satz 2). 

Für den Fall der Fortsetzung des Vertrages mit dem 
überlebenden Ehegatten enthält Absatz 3 eine dem 
Mietrecht entsprechende Regelung über die Haf-
tung für Pachtverbindlichkeiten und die Anrech-
nung eines im voraus entrichteten Pachtzinses. 

Zu § 12 

Die Vorschrift soll dem Schutz des Pächters dienen 
und für ihn nachteilige Vereinbarungen über die im 
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Zweiten Abschnitt geregelten Fragen, insbesondere 
die Kündigungsgründe, Kündigungsfristen und Ent-
schädigungsregeln, ausschließen. 

Zu § 13 

Ersatzland soll nach Absatz 1 nur in den Fällen be-
reitgestellt oder beschafft werden, in denen Dauer-
kleingärten durch Planungsakte — Bebauungsplan, 
Planfeststellung — oder nach den Vorschriften des 
Landbeschaffungsgesetzes einer anderen Nutzung 
zugeführt werden sollen. Zur Bereitstellung oder Be-
schaffung von Ersatzland soll die Gemeinde ver-
pflichtet werden. Mit dieser Regelung soll der vor-
handene Bestand an Kleingartenanlagen gesichert 
werden. 

Absatz 1 sieht vor, daß die Gemeinde geeignetes Er-
satzland beschaffen soll. Geeignetes Ersatzland ist 
nicht nur die als Dauerkleingarten bereits ausgewie-
sene Fläche, sondern auch eine Fläche, die als Dau-
erkleingartenland ausgewiesen werden kann. Häu-
fig wird es nicht möglich sein, in unmittelbarer Nähe 
der alten Kleingartenanlage eine neue Anlage zu 
schaffen. Das soll die Gemeinde jedoch nicht von ih-
rer Verpflichtung, Ersatzland bereitzustellen, befrei-
en. Nicht in jedem Falle wird die Gemeinde in der 
Lage sein, Ersatzland zur Verfügung zu stellen. Die 
Gemeinde soll daher von dieser Verpflichtung frei-
gestellt werden, wenn sie zur Erfüllung außerstande 
ist. 

Der durch die Inanspruchnahme von Kleingarten

-

land begünstigte Bedarfsträger soll verpflichtet wer-
den, sich an den Kosten für die Bereitstellung oder 
Beschaffung des Ersatzlandes durch die Gemeinde 
zu beteiligen. Nach Absatz 2 soll er an die Gemeinde 
einen Ausgleichsbetrag leisten, der dem Wertunter-
schied zwischen der in Anspruch genommenen 
Grundstücksfläche und dem Ersatzgrundstück ent-
spricht. Diese Verpflichtung des Bedarfsträgers 
knüpft, an die Bereitstellung oder Beschaffung von 
Ersatzland an; sie entfällt danach, wenn kein Ersatz-
land bereitgestellt wird, weil entweder ein Bedarf an 
Kleingärten nicht besteht oder die Gemeinde von 
der Ersatzlandverpflichtung befreit wird. 

Absatz 3 bestimmt, daß das Ersatzland möglichst im 
Zeitpunkt der Räumung der Dauerkleingartenan-
lage zur Verfügung stehen soll. Die Verpflichtung 
zur Bereitstellung und Beschaffung von Ersatzland 
bleibt aber auch dann bestehen, wenn dies im Zeit-
punkt der Räumung der Anlage nicht möglich ist. 

Zu § 14 

Die Begründung von Pachtverhältnissen durch Ent-
eignung ist bereits in § 4 des Änderungsgesetzes von 
1969 geregelt. Danach können Pachtverhältnisse 
durch Enteignung zugunsten Nutzungswilliger be-
gründet werden. Nutzungswilliger ist nach der 
Rechtsprechung nur derjenige, der „unmittelbar in 
den Genuß der Vorteile gelangen will, die die spätere 
Gebrauchsüberlassung gewährt" (OLG München — 
Baul. U 1/78 — vom 17. Mai 1979). Der Zwischen-
pächter ist danach kein Nutzungswilliger. Die gel

-

tende Fassung wird insoweit den Anforderungen der 
Praxis, Pachtverträge auch zugunsten von Zwi-
schenpächtern begründen zu können, nicht gerecht. 
Die neue Fassung stellt daher nicht auf den Nut-
zungswilligen, sondern auf den Pachtwilligen ab. 
Damit soll sichergestellt werden, daß Pachtverträge 
sowohl zugunsten von Kleingärtnern (Nutzungswil-
ligen) als auch zugunsten von Zwischenpächtern be-
gründet werden können. Die Entschädigung soll sich 
nach den Vorschriften über den Pachtzins (§ 4) be-
messen. Das in den Fällen des § 14 anzuwendende 
Verfahrensrecht müssen die Länder bestimmen. 

Zu § 15 

Absatz 1 soll Unklarheiten vorbeugen, die sich bei 
Anwendung des neuen Rechts ergeben können. Er 
bestimmt ausdrücklich, daß die im Entwurf vorgese-
henen Regelungen auch auf bestehende Kleingar-
tenpachtverträge Anwendung finden sollen. Für 
Verträge über sonstige, im Bebauungsplan nicht 
festgesetzte Kleingärten enthalten darüber hinaus 
die Absätze 2 bis 4 besondere Überleitungsvorschrif-
ten. 

Nach Absatz 2 sollen Verträge über gemeindeeigene 
Flächen, wie nach geltendem Recht, als auf unbe-
stimmte Zeit verlängert gelten. Sie sollen den Dau-
erkleingärten gleichgestellt werden. Verträge über 
private Grundstücke sollen dagegen nach einer 
Übergangszeit enden (Absatz 3). 

Diese unterschiedliche Behandlung gemeindeeige-
ner und privater Grundstücke ist sachlich gerecht-
fertigt. Gemeinden sind, auch wenn sie fiskalisch 
handeln, privaten Eigentümern nicht gleichzustel

-

len. Ihr Grundeigentum ist im Hinblick auf die von 
ihnen zu erfüllenden Aufgaben stärkeren Bindun-
gen unterworfen als das privater Verpächter. Zu den 
Aufgaben der Gemeinde gehört u. a. auch die Bereit-
stellung oder Beschaffung von Kleingartenland. Den 
Gemeinden können daher weitergehende Verpflich-
tungen auferlegt werden als privaten Verpächtern. 
Im übrigen kann die Gemeinde kleingärtnerisch ge-
nutzte Flächen einer anderen Nutzung zuführen, in-
dem sie — im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 6 
und 7 BBauG — einen entsprechenden Bebauungs-
plan aufstellt. Die Entscheidung liegt in ihrer Hand. 
Solange aber keine andere Nutzung planungsrecht-
lich vorgesehen ist, soll es bei der bisher ausgeübten 
Nutzung verbleiben. 

Mit der in Absatz 3 vorgesehenen Regelung soll den 
schutzwürdigen Belangen der Verpächter und der 
verfassungsrechtlichen Gewährleistung des Eigen-
tums Rechnung getragen werden. Die vorgesehene 
Übergangsfrist (31. Dezember 1986) ist angemessen 
und trägt sowohl den Interessen der Verpächter als 
auch der Kleingärtner Rechnung. In dieser Frist 
wird die Gemeinde zu entscheiden haben, ob die 
Kleingärten unter Berücksichtigung der städtebau-
lichen Ordnung und Entwicklung sowie des Nach-
fragebedarfs planerisch ausgewiesen werden sollen 
oder nicht. 

Nach Absatz 4 Satz 1 sollen Verträge über Kleingär

-

ten, die vor Ablauf der Pachtzeit als Dauerkleingär- 
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ten festgesetzt worden sind, als auf unbestimmte 
Zeit verlängert gelten. Verträge, die nach Absatz 3 
zum 31. Dezember 1986 enden, sollen sich für vier 
Jahre verlängern, wenn die Gemeinde vor dem 
31. Dezember 1986 beschlossen hat, einen Bebau-
ungsplan aufzustellen mit dem Ziel, die kleingärtne-
risch genutzten Flächen als Dauerkleingärten fest-
zusetzen. Die Verlängerung soll mit dem Zeitpunkt 
der Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
beginnen, wobei der bis zum 31. Dezember 1986 ab-
gelaufene Zeitraum hierauf angerechnet werden 
soll. Mit dieser Regelung soll die Fortdauer der 
kleingärtnerischen Nutzung sichergestellt werden, 
wenn ihre planungsrechtliche Festsetzung ohnehin 
bevorsteht. 

Zu § 16 

Wesentliches Merkmal des Kleingartens ist auch die 
Zugänglichkeit der Anlage für die Öffentlichkeit. 
Nach dieser Vorschrift sollen daher bestehende, der 
Öffentlichkeit noch nicht zugängliche Kleingarten-
anlagen innerhalb von drei Jahren nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes der Allgemeinheit geöffnet wer-
den. 

Zu § 17 

Absatz 1 soll den Bestandsschutz der Lauben klar-
stellen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes recht-
mäßig errichtet worden sind, den Vorschriften die-
ses Gesetzes aber nicht entsprechen. 

Die Nutzung einer Kleingartenlaube zu Wohnzwek-
ken verträgt sich nicht mit dem Charakter des 
Kleingartens. Nach Absatz 2 soll die Wohnnutzung 
dennoch unberührt bleiben, soweit ihr andere Vor-
schriften nicht entgegenstehen. Der Verpächter soll 
für die Wohnnutzung ein angemessenes Entgelt ver-
langen können. 

Zu § 18 

Das Gesetz soll bisher geltende materielle kleingar-
tenrechtliche Bestimmungen ersetzen. Absatz 1 
sieht daher vor, daß die dort genannten Gesetze und 
Verordnungen außer Kraft treten. 

Mit der Aufhebung der wesentlichen Teile 
des Schleswig-Holsteinischen Kleingartengesetzes 
durch § 18 Abs. 1 Nr. 12 tritt auch die Vorschrift des 
§ 5 Abs. 1 Satz 5 außer Kraft, nach der die Rechtsna-
tur eines Grundstücks als Dauerkleingartenfläche 
durch Eintragung einer beschränkten persönlichen 
Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten des Landes-
fiskus gesichert werden soll. Soweit derartige Ein-
tragungen vorgenommen worden sind, sollen die 
Grunddienstbarkeiten mit dem Inkrafttreten des 
Bundeskleingartengesetzes erlöschen. Die Eintra-
gungen im Grundbuch können dann als gegen-
standslos gelöscht werden (§§ 84 ff. Grundbuchord-
nung); daneben besteht ein Anspruch auf Berichti-
gung des Grundbuchs nach § 894 BGB. Es erscheint 
zweckmäßig, die Berichtigung des Grundbuchs in 
gleicher Weise kostenfrei zu stellen wie dies die Lö-
schung als gegenstandslos in der Regel ist (vgl. § 70 
Abs. 1 Kostenordnung), damit nicht aus Gründen der 
Kostenersparnis stets auf eine Löschung als gegen-
standslos hingewirkt wird. 

Zu § 19 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 20 

Das Gesetz soll am ersten Tag des auf die Verkün-
dung folgenden Monats in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu § 1, § 2 Abs. 4 

a) § 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Gärten in einer 
Kleingartenanlage, die zur nichterwerbsmä-

ßigen gärtnerischen Nutzung und zur Erho-
lung verpachtet werden und bei denen die 
Verpachtung nicht mit der Überlassung ei

-

ner Wohnung oder mit einem Arbeitsvertrag 
zusammenhängt. 

(2) Ein Dauerkleingarten ist ein Kleingar-
ten auf einer Fläche, die im Bebauungsplan 
für Dauerkleingärten festgesetzt ist." 

b) § 2 Abs. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entspre-
chend, wenn ein Kleingarten vom Eigentü-
mer genutzt wird." 

Begründung 

Zu a) 

Eine so ausführliche Begriffsbestimmung, 
wie sie der Entwurf vorsieht, erscheint nicht 
erforderlich. Außerdem sind die zahlreichen 
Legaldefinitionen entbehrlich, zumal sie im 
Gesetzentwurf mit einer Ausnahme (§ 2 
Abs. 4) nicht verwendet werden.  

Der  Antrag übernimmt nicht das Erforder-
nis der gemeinschaftlichen Einrichtungen 
(Absatz 1 Nr. 2 des Entwurfs), weil es nicht 
zu einer sinnvollen Abgrenzung führt. Es ist 
nicht sachgerecht, für solche Kleingartenan-
lagen, die nicht über gemeinschaftliche Ein-
richtungen verfügen, den Schutz des Geset-
zes zu versagen. Soweit mit der Erwähnung 
der gemeinschaftlichen Einrichtungen er-
reicht werden soll, daß sie für Kleingarten-
anlagen geschaffen werden, kann mit der 
Fassung des Entwurfs das Gegenteil erreicht 
werden, weil Verpächter, die die Einschrän-
kungen des Gesetzes vermeiden wollen, ver-
anlaßt sein könnten, gerade keine Gemein-
schaftseinrichtungen zu schaffen. 

Die in Absatz 2 Nr. 4 und 5 vorgesehenen Ab

-

grenzungen erscheinen entbehrlich. 

Zu Absatz 2 wird das Gewollte auch ohne 
ausdrückliche Verweisung auf die Vorschrift 
des Bundesbaugesetzes, die sich auf Dauer-
kleingärten bezieht, hinreichend deutlich. In 
der Fassung des Vorschlags bleibt die Vor-
schrift von eventuellen späteren Änderun-
gen des Bundesbaugesetzes unberührt. 

Hinzu kommt, daß die Entwurfsfassung miß-
verständlich sein kann. Sie könnte zu dem 
Irrtum Anlaß geben, ein Dauerkleingarten 
im Sinne dieses Gesetzes liege nur vor, wenn 
er unter der Geltung der jetzigen Num-
mer 15 des § 9 Abs. 1 Bundesbaugesetz im 
Bebauungsplan festgesetzt sei, nicht hinge-
gen, wenn die Festsetzung unter der Geltung 
der früheren Nummer 8 erfolgt sei. 

Zu b) 

Auf die Erwähnung der Familienangehöri-
gen durch Verweisung auf § 1 Abs. 2 Nr. 1 
kann verzichtet werden. Im übrigen Folge-
änderung zur Änderung des § 1. 

2. Zu § 2 Abs. 1 

Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Kleingartenanlagen, in denen die Klein-
gärten für sich oder in Gruppen eingefriedigt 
sind, müssen der Allgemeinheit zugänglich sein, 
es sei denn, die örtlichen Gegebenheiten lassen 
es nicht zu."  

Begründung 

Die Öffnung der Kleingartenanlagen darf nicht 
zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung der 
Nutzungsmöglichkeiten führen. Die Zugäng-
lichkeit für die Allgemeinheit sollte daher auf 
die Kleingartenanlagen beschränkt werden, bei 
denen die Kleingärten für sich oder in Gruppen 
besonders eingefriedigt sind. Für die Allgemein-
heit wären dann — und das ist wohl auch nur 
beabsichtigt — die Wege und die besonderen ge-
meinschaftlichen Einrichtungen zugänglich. 
Bei den relativ wenigen kleinen Kleingartenan-
lagen ohne Einfriedigungen innerhalb der An-
lage muß dagegen auf die Zugänglichkeit für die 
Allgemeinheit verzichtet werden. 

3. Zu § 2 Abs. 1 

In Absatz 1 ist nach dem Wort „Allgemeinheit" 
das Wort „tagsüber" einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Öffnung der Kleingarten-
anlagen für die Allgemeinheit nur während des 
Tages zu erfolgen hat (vgl. Begründung zum Ge-
setzentwurf). 

4. Zu § 2 Abs. 3 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens die Fas-
sung des § 2 Abs. 3 zu prüfen und das Gewollte 
klarzustellen. 
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Begründung 

§ 2 Abs. 3 normiert Beschränkungen für die Ge-
staltung der Laube im Kleingarten. Wenn die 
Bestimmung nicht nur pachtrechtliche, sondern 
auch unmittelbare bauplanungsrechtliche Wir-
kungen entfalten soll, muß dies durch eine an-
dere Fassung der Überschrift oder des Textes 
verdeutlicht werden. 

Außerdem sollte der Hinweis auf die „einfache 
Ausführung" der Laube in § 2 Abs. 3 Satz 1 ent-
fallen, und § 2 Abs. 3 Satz 2 sollte anders gefaßt 
werden. Die derzeitige Fassung könnte als ord-
nungsrechtliche Regelung zur Durchsetzung ei-
nes vorgegebenen Verbots der Nutzung zu 
Wohnzwecken verstanden werden; dafür fehlt 
es an einer Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des. 

5. Zu § 2 Abs. 3 Satz 1 

In § 2 Abs. 3 Satz 1 ist nach dem Wort „zulässig" 
der Punkt durch ein Semikolon zu ersetzen und 
folgender Halbsatz anzufügen: 

„die §§ 29 bis 36 des Bundesbaugesetzes bleiben 
unberührt." 

Begründung 

Klarstellung, daß durch Landesrecht auch nied-
rigere Grenzen für die Grundfläche der Laube 
oder des Freisitzes bestimmt werden können. 

6. Zu § 3 Abs. 2 und Abs. 2 a — neu — 

a) § 3 Abs. 2 Sätze 2 und 3 sind wie folgt zu fas-
sen: 

„Ein Zwischenpachtvertrag, der nicht mit ei-
ner nach Landesrecht als gemeinnützig an-
erkannten Kleingärtnerorganisation oder 
der Gemeinde geschlossen wird, ist nichtig. 
Nichtig ist auch ein Vertrag zur Übertragung 
der Verwaltung einer Kleingartenanlage, 
der nicht mit einer in Satz 2 bezeichneten 
Kleingärtnerorganisation geschlossen wird."  

b) In § 3 ist nach Absatz 2 folgender neuer Ab-
satz 2 a einzufügen: 

„(2 a) Ist ein Zwischenpachtvertrag nach 
Absatz 2 Satz 2 nichtig, gilt für die Verträge 
mit den Kleingärtnern anstelle des Zwi-
schenpächters der Verpächter als Vertrags-
teil." 

Begründung 

Zu a) 

Mit dem Begriff „unwirksam" ist offenbar 
die anfängliche und vollständige Unwirk-
samkeit gemeint. Für diese Rechtsfolge ver-
wendet das BGB ganz überwiegend den Be-
griff „nichtig". Zwar wird teilweise für den 
gleichen Inhalt auch der Begriff „unwirk-
sam" benutzt. Da dieser Begriff aber an eini

-

gen Stellen auch für die teilweise oder 
schwebende Unwirksamkeit steht (vgl. Pa-
landt/Heinrichs, 41. Aufl., Überblick 4 a vor 
§ 104), ist der Begriff „nichtig" vorzuziehen. 
Er wird im übrigen bisher auch in § 5 Abs. 1 
Satz 2 KGO verwendet. 

Außerdem sollte — dem Sprachgebrauch des 
BGB folgend — das Präsens verwendet wer-
den. 

Zu b) 

Die Regelung in Absatz 2 Satz 2 soll verhin-
dern, daß andere Stellen oder Personen als 
Zwischenpächter eingeschaltet werden. 
Nicht gewollt sein kann es hingegen, daß als 
Folge der Nichtigkeit des Zwischenpachtver-
trages der Kleingärtner dem Verpächter ge-
genüber zur Herausgabe verpflichtet ist. Es 
ist deshalb notwendig, den Kleingärtner 
hiergegen in ähnlicher Weise zu schützen 
wie der Entwurf dies in § 9 Abs. 3 für den Fall 
der Kündigung des Zwischenpachtvertrages 
tun will. Wegen der anfänglichen Nichtigkeit 
kommt es hier jedoch nicht in Betracht, von 
einem Eintritt des Verpächters in den Ver-
trag zu sprechen. 

7. Zu § 3 Abs. 2 

In § 3 Abs. 2 wird auf die „nach Landesrecht als 
gemeinnützig anerkannten Kleingärtnerorga-
nisationen" abgestellt, denen im Rahmen dieses 
Gesetzes eine besondere Privilegierung beim 
Abschluß von Zwischenpachtverträgen einge-
räumt wird. Die Bestimmungen über die Aner-
kennung der kleingärtnerischen Gemeinnützig-
keit sind in der Regel überholt, nicht mehr zeit-
gemäß und werden durch das Bundeskleingar-
tengesetz aufgehoben. Da der Gesetzentwurf — 
nach Auffassung des Bundesrates zu Recht — 
davon ausgeht, daß die kleingärtnerische Ge-
meinnützigkeit erhalten bleiben soll, ist im wei-
teren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die 
Grundsätze, die für die Anerkennung der klein-
gärtnerischen Gemeinnützigkeit maßgebend 
sein sollen, in den Gesetzentwurf aufgenommen 
werden können. Die Regelung und Ausgestal-
tung des Anerkennungsverfahrens könnte auf-
grund einer Verordnungsermächtigung den 
Ländern überlassen bleiben. Für den Fall, daß 
entsprechende Bestimmungen in das Bundes-
kleingartengesetz nicht aufgenommen werden, 
müßten die Bundesländer nur für diesen Zweck 
eigene Landesgesetze erlassen. 

8. Zu § 4 Abs. 2 und 3 

In § 4 ist Absatz 2 zu streichen. 

Als Folge sind in Absatz 3 die Worte „nach den 
Absätzen 1 und 2" zu ersetzen durch die Worte 
„nach Absatz 1". 

Begründung 

Der nach dem Gesetzentwurf zur näheren 
Pachtzinsregelung ermächtigte Landesverord- 
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nungsgeber erhält mit der Verordnungsermäch-
tigung keinen Handlungsspielraum einge-
räumt. Er hat lediglich den ortsüblichen Pacht-
preis im Obst- und Gemüsebau zu ermitteln. 
Diese Tätigkeit kann ebensogut den Vertrags-
parteien überlassen werden mit der Möglichkeit 
gerichtlicher Überprüfung. Mit der Streichung 
wird eine überflüssige Regelung vermieden. 

9. Zu § 4 Abs. 3 nach Satz 2 

An § 4 Abs. 3 ist nach Satz 2 folgender Satz 3 — 
neu — anzufügen: 

„Die Sätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwen-
den, wenn der nach Absatz 1 vereinbarte Pacht-
zins jeweils an den ortsüblichen Pachtzins an-
zupassen ist."  

Begründung 

Diese Ergänzung dient der Klarstellung des An-
passungsverfahrens. 

10. Zu § 4 Abs. 3 nach Satz 3 — neu 

—An § 4 Abs. 3 ist nach Satz 3 — neu — ferner fol-
gender Satz 4 — neu — anzufügen: 

„Der Verpächter kann die Anpassung frühe-
stens nach Ablauf von zwei Jahren seit der vor-
hergehenden Preisvereinbarung verlangen." 

Begründung 

Die Änderung soll den Anpassungsrhythmus 
vorgeben. Ein Zeitraum von zwei Jahren wird 
dabei als sachgerecht angesehen. 

11. Zu § 4 Abs. 3 nach Satz 4 — neu — 

In  § 4 Abs. 3 sind ferner folgende Sätze anzufü-
gen: 

„Im Falle einer Erklärung des Verpächters über 
eine Pachtzinserhöhung ist der Pächter berech-
tigt, das Pachtverhältnis spätestens am 
15. Werktag des Zahlungszeitraums, von dem an 
die Pacht erhöht werden soll, für den Ablauf des 
nächsten Kalendermonats zu kündigen. Kün-
digt der Pächter, so tritt eine Erhöhung des 
Pachtzinses nicht ein."  

Begründung 

Die Zulässigkeit einer Pachtzinserhöhung bei 
einem Anstieg der im erwerbsmäßigen Obst- 
und Gemüseanbau ortsüblichen Pachtzinsen er-
fordert, daß der Pächter, der zur Zahlung des er-
höhten Pachtzinses nicht bereit ist, sich ent-
sprechend dem Rechtsgedanken des § 11 Woh-
nungsbindungsgesetz und des § 9 Miethöhege-
setz vorzeitig vom Vertrag lösen kann, ohne den 
erhöhten Pachtzins zahlen zu müssen. Da im 
Gegensatz zu den mietvertraglichen Vorschrif-
ten die Wirksamkeit der Erklärung nach § 4 
Abs. 3 Satz 2 unabhängig vom Zeitpunkt deren 
Zugangs immer mit Beginn des nachfolgenden 
Zahlungszeitraumes eintritt und daher zum 

Beispiel eine am Tage vor einem neuen Zah-
lungszeitraum eingehende Erklärung bereits 
Wirkungen für diesen Zeitraum begründen 
kann, muß dem Pächter eine angemessene 
Überlegungsfrist für eine Kündigung einge-
räumt werden. Dem trägt der neue Satz dadurch 
Rechnung, daß die Kündigungserklärung des 
Pächters erst am 15. Werktag des betreffenden 
Zahlungszeitraumes zugegangen zu sein 
braucht. 

12. Zu § 4 Abs. 4 

§ 4 Abs. 4 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 sind vor dem Wort „Erstattung" die 
Worte „vom Pächter" einzufügen. 

b) Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen: 

„Die Erstattungspflicht eines Kleingärtners 
ist auf den Teil der ersatzfähigen Aufwen-
dungen beschränkt, der dem Flächenverhält-
nis zwischen seinem Kleingarten und der 
Kleingartenanlage entspricht; die auf die ge-
meinschaftlichen Einrichtungen entfallen-
den Flächen werden der Kleingartenfläche 
anteilig zugerechnet." 

Begründung 

§ 4 Abs. 4 läßt in seiner derzeitigen Fassung 
offen, gegen wen sich der Aufwendungser-
stattungsanspruch des Verpächters richtet 
und wie hoch der auf den einzelnen Klein-
gärtner entfallende Erstattungsbetrag ist. 
Darin liegt eine erhebliche Unsicherheit, die 
zu Rechtsstreitigkeiten führen muß. Die Ge-
richte müssen dann jeweils in aufwendigen 
Verfahren einzelfallabhängige Bemessungs-
kriterien für die Erstattungspflicht erarbei-
ten und auf dieser Grundlage regelmäßig die 
Gesamtverhältnisse innerhalb der Kleingar-
tenanlage detailliert berücksichtigen. 

Die Änderung sieht eine Erstattungspflicht 
für den Pächter der Kleingartenanlage vor 
und legt den Umfang der Erstattungspflicht 
im einzelnen fest. Die pauschale, in ihrem 
Ausmaß an der jeweiligen Kleingartenfläche 
orientierte Heranziehung aller Kleingärtner 
mag zwar in bestimmten Fällen dazu führen, 
daß die finanzielle Belastung eines Klein-
gärtners nicht mit dem Nutzen korrespon-
diert, den ihm eine Aufwendung des Ver-
pächters bringt. Aber damit wird eine für 
alle Beteiligten klare Regelung erreicht, die 
Konflikte innerhalb der Kleingärtnerge-
meinschaft vermeidet. 

13. Zu § 7 Nr. 1 

§ 7 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„1. der Pächter mit der Entrichtung des Pacht-
zinses für mindestens ein Vierteljahr in 
Verzug ist und nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach schriftlicher Mahnung die 
fällige Pachtzinsforderung erfüllt oder". 
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Begründung 

Die Fassung des Entwurfs läßt die beabsichtigte 
Funktion der Mahnung nicht hinreichend deut-
lich werden. 

Da angenommen werden kann, daß Kleingar-
tenpachtverträge stets einen nach dem Kalen-
der bestimmten Zahlungszeitpunkt enthalten, 
tritt gemäß § 284 Abs. 2 Satz 1 BGB Verzug 
durch Nichtzahlung zum vorgesehenen Zeit-
punkt ein, ohne daß es einer Mahnung bedürfte. 
Hieran sollte auch für den Kleingartenpachtver-
trag nichts geändert werden, und es sollte des-
halb auch nicht durch die Fassung des Gesetzes 
der Eindruck erweckt werden, als bedürfe es für 
den Verzug der Mahnung. 

Die Mahnung kann hier vielmehr nur die Funk-
tion einer zusätzlichen Warnung haben. Dies 
sollte in der Fassung klar zum Ausdruck kom-
men. 

14. Zu § 8 Abs. 1 Nr .1 

In § 8 Abs. 1 Nr. 1 sind die Worte „, erhebliche 
Bewirtschaftungsmängel nicht innerhalb einer 
angemessenen Frist abstellt" zu streichen. 

Begründung 

Der Begriff „erhebliche Bewirtschaftungsmän-
gel" ist unter dem Gesichtspunkt der Rechts-
klarheit und Rechtssichheit zu unbestimmt, 
weil eine einheitliche Auffassung, wie Kleingär-
ten zu bewirtschaften sind (in herkömmlicher 
Weise kultiviert oder „naturnah"), nicht besteht. 
Er ist daher kein geeignetes Kriterium für die 
Kündigung eines besonderen Bestandschutz ge-
nießenden Kleingartenpachtvertrages. 

Dem berechtigten Interesse der Kleingartenge-
meinschaft an einer ordnungsgemäßen, Dritte 
nicht beeinträchtigenden Bewirtschaftung des 
Kleingartens wird dadurch hinreichend Rech-
nung getragen, daß nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 eine 
Kündigung ohnehin zulässig ist, wenn der 
Kleingärtner „Verpflichtungen, die die Nutzung 
des Kleingartens betreffen, nicht unerheblich 
verletzt". 

15. Zu § 8 Abs. 1 Nr. 3 

In § 8 Abs. 1 Nr. 3 ist der letzte Halbsatz zu strei-
chen. 

Begründung 

Entsprechend den mietvertraglichen Vorschrif-
ten sollte es dem Eigentümer allein überlassen 
bleiben, welchen der vorhandenen Gärten er 
aus Gründen des Eigenbedarfes in Anspruch 
nehmen will. Da zudem nicht justiziabel ist, ob 
der kündigende Verpächter die Belange der 
Kleingärtner hinreichend berücksichtigt hat, ist 
der genannte Halbsatz entbehrlich. 

16. Zu § 8 Abs. 1 Nr. 5 

In Nummer 5 sind die Worte „; die Kündigung 
ist auch vor Rechtsverbindlichkeit des Bebau-
ungsplans zulässig, wenn die Gemeinde seine 
Aufstellung, Änderung oder Ergänzung be-
schlossen hat, nach dem Stand der Planungsar-
beiten anzunehmen ist, daß die beabsichtigte 
andere Nutzung festgesetzt wird und dringende 
Gründe des öffentlichen Interesses die Verwirk-
lichung der anderen Nutzung vor Rechtsver-
bindlichkeit des Bebauungsplans erfordern," zu 
streichen. 

Begründung 

Angesichts der Bedeutung von Kleingartenan-
lagen für die Grünplanung der Städte, für die 
Erholung der Bevölkerung und die kleingärtne-
rische Nutzung durch die Kleinpächter er-
scheint es nicht vertretbar, die Kündigung von 
Kleingartenpachtverträgen bereits vor Rechts-
verbindlichkeit eines Bebauungsplans für zu-
lässig zu erklären. Erfahrungsgemäß werden 
Bedenken gegen die Aufgabe einer Kleingarten-
anlage und die beabsichtigte Nutzungsände-
rung erst in einer relativ späten Phase des Fest-
setzungsverfahrens von den unmittelbar Be-
troffenen wie auch von den an der Erhaltung 
solcher Anlagen interessierten Bürgern näher 
begründet und nachhaltig vertreten, so daß in 
zahlreichen Fällen Alternativlösungen entwik-
kelt werden, durch die die vorhandenen Klein-
gartenanlagen erhalten werden können. Die an 
die Zulässigkeit geknüpften Bedingungen 
schließen in solchen Fällen jedenfalls nicht aus, 
daß die Kleingartenanlage doch noch erhalten 
bleibt. Um den dauerhaften Bestand der betrof-
fenen Kleingartenanlagen nicht zu gefährden, 
müssen deshalb die Unsicherheiten, die eine 
vorzeitige Kündigung mit sich bringen kann, 
vermieden werden. Im übrigen hat es die Ge-
meinde in der Hand, durch zügige Durchfüh-
rung des Bebauungsplanverfahrens für die Er-
füllung von Kündigungsvoraussetzungen zu 
sorgen. Da im Normsetzungsverfahren Rechts-
mittel nicht eingelegt werden können, kann die 
baldige Rechtsverbindlichkeit des Bebauungs-
plans durch Kleingärtner oder durch Außenste-
hende nicht verzögert werden. Für dringende 
Fälle der anderweitigen Nutzung steht überdies 
die von der Jahreszeit unabhängige zweimona-
tige Kündigungsfrist in Absatz 2 Satz 2 zur Ver-
fügung. Der Hinweis in der Gesetzesbegrün-
dung auf den Grundgedanken des § 33 BBauG 
erscheint als Argument für die vorgesehene Be

-

stimmung weniger geeignet, weil in den Fällen 
des § 33 BBauG nicht in die Rechtsposition ei-
nes Dritten (hier: des Pächters) eingegriffen 
wird. 

17. Zu § 8 Abs. 2 Satz 1 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob 
die Frist für die ordentliche Kündigung verlän-
gert und für die Beendigung des Pachtvertrages 



Drucksache 9/1900 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

ein jahreszeitlich späterer Termin bestimmt 
werden kann. Nachdem § 7 für schwerwiegende 
Vertragsverletzungen die fristlose Kündigung 
und § 8 Abs. 2 Satz 2 bei einer Inanspruchnahme 
des Kleingartens aus dringenden öffentlichen 
Gründen eine von der Jahreszeit unabhängige 
zweimonatige Kündigungsfrist vorsieht, sollte 
erwogen werden, ob die ordentliche Kündigung 
nach § 8 Abs. 2 Satz 1 schon vor Beginn der Ve-
getationsperiode, spätestens am dritten Werk-
tag im Februar ggf. für den Zeitpunkt des voll-
kommenen Abschlusses der Vegetationsperiode 
am 15. oder 30. November, erfolgen sollte. Auf 
diese Weise könnte der Kleingartenpächter 
beim Bepflanzen des Gartens auf die Beendi-
gung des Pachtverhältnisses Rücksicht nehmen 
und insbesondere auf das Anpflanzen mehrjäh-
riger Kulturen verzichten. Unnötiger Aufwand 
und Ärger würden damit vermieden. 

18. Zu § 9 

In § 9 ist folgender Absatz 4 anzufügen: 

„(4) Hat der Verpächter einen Zwischenpacht-
vertrag aus einem der in § 8 Abs. 1 Nr. 5 oder 6 
genannten Gründe gekündigt, hat der Zwi-
schenpächter die Verträge mit den Kleingärt-
nern zu kündigen." 

Begründung 

Diese Vorschrift soll verhindern, daß der Ver-
pächter zweimal kündigen muß, zunächst den 
Zwischenpachtvertrag und dann den oder die 
Verträge mit den Kleingärtnern, wenn mit der 
Kündigung die Aufhebung einer Kleingartenan-
lage beabsichtigt ist, weil die Fläche einer ande-
ren Nutzung zugeführt werden soll. 

19. Zu § 10 Abs. 3 

§ 10 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Der Anspruch ist fällig, sobald das Pacht-
verhältnis beendet und der Kleingarten ge-
räumt ist." 

Begründung 

Die Fälligkeit des Entschädigungsanspruches 
sollte nicht davon abhängen, wann ein Nachfol-
ger den Kleingarten übernimmt. Hierauf hat 
der anspruchsberechtigte weichende Pächter 
keinen Einfluß. Es muß ausreichen, daß er den 
Kleingarten geräumt und damit das seinerseits 
Erforderliche getan hat. 

20. Zu § 11 Abs. 2 Satz 2 

In § 11 Abs. 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Der überlebende Ehegatte kann den Kleingar-
tenpachtvertrag unter Einhaltung der Frist 
nach § 8 Abs. 2 Satz 1 kündigen; die Kündigung 
kann nur für den ersten Termin erfolgen, zu 
dem sie zulässig ist."  

Begründung 

§ 11 Abs. 2 Satz 2 i. d. F. des Entwurfs ist der Re-
gelung in § 569 a Abs. 1 Satz 2 BGB nachgebil-
det. Dabei ist jedoch nicht berücksichtigt, daß 
§ 569 a BGB den Fall betrifft, in dem der überle-
bende Ehegatte nicht Vertragspartner war. § 11 
Abs. 2 Satz 1 des Entwurfs geht hingegen davon 
aus, daß beide Eheleute den Pachtvertrag ge-
meinschaftlich geschlossen haben. Die in Satz 2 
vorgesehene Erklärung, den Pachtvertrag nicht 
fortsetzen zu wollen, stellt sich daher in Wahr-
heit als eine Sonderform der Kündigung dar. 
Aus diesem Grund sollte die in § 569 b Satz 3 
BGB verwendete Formulierung übernommen 
werden. 

21. Nach § 12 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob nicht die Einrichtung von Schiedsstellen 
für Rechtsstreitigkeiten in Kleingartenpacht-
rechtsangelegenheiten im Gesetzentwurf selbst 
vorgesehen werden sollte. 

Begründung 

Die Parteien können zwar im Einzelfall eine 
Schiedsgerichtsvereinbarung nach dem Zehn-
ten Buch der Zivilprozeßordnung treffen. Das 
Gesetz hat demgegenüber mit der ihm zukom-
menden Breitenwirkung die Möglichkeit, eine 
derartige außergerichtliche Streitbeilegung für 
den Regelfall vorzusehen. Konflikte in Klein-
gartenpachtrechtsangelegenheiten dürften sich 
für eine nichtjustizförmige Beilegung beson-
ders eignen, da ihre gerichtliche Austragung im 
Verhältnis zu den Streitwerten relativ aufwen-
dig ausfallen wird und für die Schlichtung un-
mittelbar an der Quelle der Streitigkeit günstige 
Aussichten bestehen. 

22. Zu § 14 Satz 1 und 3 und nach Satz 3 

§ 14 ist wie folgt zu ändern: 

a) Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„An Flächen, welche in einem Bebauungs-
plan als Dauerkleingärten festgesetzt sind 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 Bundesbaugesetz), können 
durch Enteignung Pachtverhältnisse zugun-
sten Pachtwilliger begründet werden."  

b) Satz 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Das zum Zwecke der Vermeidung eines 
Enteignungsverfahrens von dem antragstel-
lenden Pachtwilligen zu unterbreitende An-
gebot ist hinsichtlich des Pachtzinses ange-
messen, wenn es dem Pachtzins nach § 4 ent-
spricht." 

c) Folgender Satz ist anzufügen: 

„Im übrigen gilt das Landesenteignungs-
recht." 
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Begründung 

Zu a) 

Die Bezugnahme auf § 8? des Bundesbaugeset-
zes ist nicht nur irreführend, weil nämlich das 
Enteignungsverfahren gar nicht nach dem Bun-
desbaugesetz durchzuführen ist (siehe hierzu 
auch Einzelbegründung zu § 14 a. E.), sondern 
auch überflüssig, weil diese Vorschrift jeden-
falls ihrem materiellen Inhalt nach nur die ver-
fassungsrechtliche Forderung des Artikels 14 
Abs. 3 Satz 1 GG wiederholt. Diese verfassungs-
rechtliche Bestimmung ist aber bei allen Enteig-
nungsverfahren ohnehin zu beachten. 

Im übrigen sollen — wie sich aus der Einzelbe-
gründung zu § 14 ergibt, die hinsichtlich § 14 
Abs. 1 Satz 1 auf § 4 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung kleingartenrechtlicher Vor-
schriften vom 28. Juli 1969 Bezug nimmt — 
keine Dauerkleingärten, sondern als Dauer-
kleingärten ausgewiesene Flächen enteig-
nungsfähig sein. 

Zu b) 

Des Hinweises auf § 87 Abs. 2 Bundesbaugesetz 
bedarf es nicht, da sich die Notwendigkeit eines 
angemessenen Angebots unmittelbar aus Arti-
kel 14 GG ergibt; der Hinweis ist insofern geeig-
net irrezuführen, als angenommen werden 
könnte, auch andere Vorschriften des Bundes-
baugesetzes müßten angewandt werden. 

Zu c) 

Diese Ergänzung stellt klar, daß das weitere 
Enteignungsverfahren sich nach Landesrecht 
richtet. Dies ist bisher nur in der Begründung 
gesagt. Ohne diesen Zusatz könnte § 14 als eine 
lex imperfecta erscheinen. 

23. Zu § 17 

§ 17 ist zu streichen. 

Begründung 

Eine Regelung des Bestandsschutzes in diesem 
Gesetz ist nicht erforderlich. 

24. Nach § 17 

Nach § 17 ist folgender neuer § 17 a einzufü-
gen: 

„§ 17 a 
 Stadtstaatenklausel 

Die Freie und Hansestadt Hamburg gilt für 
die Anwendung des Gesetzes auch als Gemein-
de." 

Begründung 

An mehreren Stellen des Gesetzentwurfs wird 
die für Hamburg unpassende Bezeichnung „Ge-
meinde" verwendet, z. B. in § 3 Abs. 2 und § 13. 
Daher ist eine Stadtstaatenklausel erforder-
lich. 

25. Zu § 18 Abs. 1 Nr. 12 

In § 18 Abs. 1 Nr. 12 sind nach den Worten „Glie

-

derungsnummer 235-3" folgende Worte einzufü-
gen: 

,,die wie folgt geändert werden: 

a) in § 24 werden das Komma und das Wort 
„Kreise" gestrichen, 

b) in § 25 erhält die Überschrift folgende Fas-
sung: „Gemeindekleingartenausschüsse", 

c) in § 25 Satz 1 werden die Worte „und den 
Kreisen" gestrichen.' 

Begründung 

Auf die Kleingartenausschüsse bei den Kreisen 
kann verzichtet werden. 

26. Zu § 20 

§ 20 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 20 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tag des vierten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermona-
tes in  Kraft."  

Begründung 

Alle Beteiligten brauchen eine gewisse Zeit, um 
sich auf die Neuregelung einzustellen. Die Än-
derung stellt hierfür eine angemessene Frist 
zur Verfügung. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 1. (§§ 1 und 2 Abs. 4) 

Dem Vorschlag wird — abgesehen von der Defini-
tion des Dauerkleingartens (§ 1 Abs. 2 der Stellung-
nahme des Bundesrates, § 1 Abs. 3 des Regierungs-
entwurfs) — nicht zugestimmt. 

Der Entwurf geht von der allgemein anerkannten 
Begriffsbestimmung aus, daß Kleingärten vertrag-
lich überlassene, nicht erwerbsmäßig genutzte Gär-
ten sind; entscheidend ist die Nutzung fremden Lan-
des. Der Entwurf sieht daher in § 1 Abs. 2 Nr. 1 aus-
drücklich vor, daß ein Garten, der vom Eigentümer 
genutzt wird, kein Kleingarten ist. 

Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, daß 
eine im Bebauungsplan als Dauerkleingärten ausge-
wiesene Fläche grundsätzlich nur aufgrund von 
Pachtverträgen oder vergleichbaren schuldrechtli-
chen Beziehungen bewirtschaftet werden darf. Die 
Teilung eines Grundstücks mit dem Ziel der Über-
eignung an einzelne Nutzungswillige soll verhindert 
werden. Das entspricht auch dem geltenden Recht 
(OVG Berlin, Urteil vom 15. August 1980 — 
2 B 33.78 —). 

Der Vorschlag des Bundesrates, bei der Neurege-
lung des Kleingartenrechts auf eine Begriffsbestim-
mung des „Kleingartens" zu verzichten und statt 
dessen den sachlichen Geltungsbereich des Bundes-
kleingartengesetzes zu regeln, könnte insoweit zu 
Mißverständnissen führen. Aus dem Fehlen einer 
Definition des „Kleingartens" könnte gefolgert wer-
den, daß auch ein vom Eigentümer genutzter Garten 
ein Kleingarten bzw. ein Dauerkleingarten sei. Die 
vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung des § 2 
Abs. 4 würde diese Auslegung bestätigen (Buchsta-
be b). Die Teilung einer Dauerkleingartenfläche mit 
dem Ziel der Übereignung an einzelne Nutzungswil-
lige wäre dann mit der Festsetzung „Dauerkleingär-
ten" im Bebauungsplan vereinbar und könnte nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 BBauG nicht mehr versagt werden. 
Wirtschaftlich schwächere Bevölkerungsteile könn-
ten dann von der Nutzung eines Kleingartens ausge-
schlossen werden. Die mit der planerischen Festset-
zung verfolgte sozialpolitische Zielsetzung könnte 
unterlaufen werden. 

Zu 2. (§ 2 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Kleingartenanlagen sollen grundsätzlich der Allge-
meinheit zugänglich sein. Der Entwurf sieht eine 
Ausnahme dann vor, wenn die örtlichen Gegeben-
heiten, d. h. die topographischen Verhältnisse oder 
auch die Gestaltung der Kleingartenanlage im Ein-
zelfall, einer Öffnung entgegenstehen. Diese Aus-
nahme stellt auf objektive Kriterien ab. Der Vor-
schlag des Bundesrates würde dagegen dazu führen, 
daß die Zugänglichkeit einer Kleingartenanlage 

letztlich in das Belieben der Kleingärtner gestellt 
würde. Die mit der Öffnung der Anlagen verfolgte 
städtebauliche Zielsetzung könnte dadurch unter-
laufen werden. 

Zu 3. (§ 2 Abs. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 4. und 5. (§ 2 Abs. 3) 

Dem Anliegen des Bundesrates wird durch den Vor-
schlag zu 5., dem zugestimmt wird, in hinreichendem 
Maße Rechnung getragen. Eine weitergehende Klar-
stellung ist nicht erforderlich, weil nach Satz 5 des 
§ 29 BBauG, der gemäß dem Vorschlag zu 5. anzufüh-
ren ist, die Vorschriften des Bauordnungsrechts und 
andere öffentlich-rechtliche Vorschriften unberührt 
bleiben. 

Zu 6. (§ 3 Abs. 2 und Abs. 2 a — neu —) 

Dem Vorschlag zu a) wird zugestimmt. 

Dem Vorschlag zu b) wird nicht zugestimmt. 

Er würde es dem Zwischenpächter — trotz der 
Nichtigkeit des Zwischenpachtvertrages — ermögli-
chen, ohne zeitliche Grenze Kleingartenpachtver-
träge abzuschließen, die den Eigentümer binden. 
Eine solche Befugnis könnte allenfalls bis zur wirk-
samen Bestellung eines neuen Zwischenpächters 
zugestanden werden, und auch dann nur unter der 
weiteren Einschränkung, daß dem Kleingärtner 
beim Abschluß des Vertrages die Nichtigkeit des 
Zwischenpachtvertrages nicht bekannt war. Eine 
derartige Regelung wäre jedoch zu kompliziert. 

Zu 7. (§ 3 Abs. 2) 

Dem Anliegen kann durch die Einfügung des folgen-
den § 1 a Rechnung getragen werden: 

„§ 1 a 
Kleingärtnerische Gemeinnützigkeit 

Eine Kleingärtnerorganisation ist gemeinnüt-
zig, wenn sie im Vereinsregister eingetragen ist, 
sich der regelmäßigen Prüfung der Geschäftsfüh-
rung unterwirft und wenn die Satzung bestimmt, 
daß 

1. die Organisation ausschließlich oder überwie-
gend die Förderung des Kleingartenwesens so-
wie die fachliche Betreuung ihrer Mitglieder 
bezweckt, 

2. erzielte Einnahmen kleingärtnerischen Zwek-
ken zugeführt werden und 
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3. bei der Auflösung der Organisation deren Ver-
mögen für kleingärtnerische Zwecke verwen-
det wird." 

Zugleich wird vorgeschlagen, folgenden § 15 a einzu-
fügen: 

„15 a 
Überleitungsvorschrift für die kleingärtnerische 

Gemeinnützigkeit 

Anerkennungen der kleingärtnerischen Ge-
meinnützigkeit, die vor Inkrafttreten dieses Ge-
setzes ausgesprochen worden sind, bleiben unbe-
rührt." 

Für die vorgeschlagene Verordnungsermächtigung, 
durch die den Ländern die Ausgestaltung des Aner-
kennungsverfahrens überlassen werden soll, be-
steht kein Bedürfnis. Der Entwurf läßt das Organi-
sations- und Verfahrensrecht der Länder unberührt. 
Soweit das bestehende allgemeine oder besondere 
Landesverwaltungsverfahrensrecht nicht ausreicht, 
können die Länder weitergehende Regelungen in ei-
gener Zuständigkeit treffen. 

Zu 8. (§ 4 Abs. 2 und 3) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Verordnungsermächtigung zur Regelung des 
Näheren über den Höchstpachtzins und dessen je-
weilige Anpassung an den ortsüblichen Pachtzins 
im erwerbsmäßigen Obst- und Gemüseanbau soll 
die Länder in die Lage versetzen, entsprechend den 
Bedürfnissen der Praxis den zulässigen Höchst-
pachtzins zu ermitteln und damit gleichzeitig den 
Vertragsparteien „Eckdaten" für Pachtpreisverein-
barungen zu bieten. Würde die Ermittlung der zuläs-
sigen Höchstpachtpreise den Vertragsparteien über-
lassen, so könnte dies in vielen Fällen zu Streitigkei-
ten führen, die mit bindender Wirkung für den Ein-
zelfall nur von Gerichten entschieden werden könn-
ten. Das könnte — auch unter dem Gesichtspunkt 
der Belastung der Gerichte — zu einer Vielzahl der 
Sache nach nicht notwendiger Gerichtsverfahren 
führen. Es wäre für die Bürger auch wenig verständ-
lich, wenn ihnen die Last der Ermittlung der Höchst-
pachtzinsen und das eventuelle Prozeßrisiko aufge-
bürdet würde. 

Zu 9. (§ 4 Abs. 3 nach Satz 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die vorgeschlagene Klarstellung ist entbehrlich, 
weil ihr Inhalt bereits in Absatz 3 Satz 1 enthalten 
ist. 

Zu 10. (§ 4 Abs. 3 nach Satz 3 - neu —) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Für die vorgeschlagene Regelung besteht kein Be-
dürfnis. Der Zeitpunkt für die Anpassung des Pacht-
zinses durch eine Vertragspartei wird weitgehend 
durch den Rhythmus bestimmt sein, in dem die Län-
der den Höchstpachtzins aufgrund der Verord

-

nungsermächtigung (§ 4 Abs. 2) anpassen. Im übri-
gen wird auf die Gegenäußerung zu 8. Bezug genom-
men. 

Zu 11. (§ 4 Abs. 3 nach Satz 4 — neu —) 

Für den Vorschlag wird kein praktisches Bedürfnis 
gesehen, da der Verpächter bei der Pachtzinserhö-
hung jeweils nur einen geringen Spielraum hat. 

Zu 12. (§ 4 Abs. 4) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 13. (§ 7 Nr. 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 14. (§ 8 Abs. 1 Nr. 1) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Der Fall der „erheblichen Bewirtschaftungsmängel" 
ist ein wesentliches Beispiel für den in Nummer 1 
vorgesehenen Kündigungsgrund; er sollte daher in 
der beispielhaften Aufzählung enthalten bleiben. Er 
konkretisiert nämlich den allgemein formulierten 
Kündigungstatbestand der nicht unerheblichen 
Pflichtverletzung. 

Der Einzelgarten ist im übrigen Teil der Kleingar-
tenanlage; er soll sich daher in die Gesamtanlage 
einfügen. Dies setzt voraus, daß die Kleingärtner zu-
sammenarbeiten, aufeinander Rücksicht nehmen 
und folglich die Gesamtanlage und ihre Gärten ent-
sprechend den Zielsetzungen des Kleingartenver-
eins bewirtschaften und pflegen. Dies gilt insbeson-
dere für Anpflanzung von Kulturen, Pflanzenschutz 
und Schädlingsbekämpfung. 

Zu 15. (§ 8 Abs. 1 Nr. 3) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bei der Kündigung wegen Eigenbedarfs des Ver-
pächters nach Nummer 3 sollten die Belange der 
Kleingärtner berücksichtigt werden. Hierzu gehö-
ren insbesondere soziale Gesichtspunkte, z. B. bei 
Familien mit geringem Einkommen, mehreren Kin-
dern oder behinderten Familienangehörigen. Wei-
terhin kann von Bedeutung sein, ob ein Kleingarten 
z. B. wegen bevorstehenden Ortswechsels eines 
Kleingärtners ohnehin in absehbarer Zeit frei 
wird. 

Bei der Auswahl des Gartens, der wegen Eigenbe-
darfs gekündigt werden soll, kann der jeweilige 
Kleingartenverein die erforderlichen Informationen 
für eine dem „Gebot der Rücksichtnahme" genü-
gende Kündigung liefern. Jedenfalls sollte die Aus-
wahl des Gartens nicht dem freien Belieben des kün-
digenden Verpächters überlassen bleiben. 

Zu 16. (§ 8 Abs. 1 Nr. 5) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Die Möglichkeit einer „vorzeitigen" Kündigung vor 
Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans in Num- 
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mer 5 sollte unter den vorgesehenen engen Voraus-
setzungen erhalten bleiben. Der Einwand des Bun-
desrates, die Gemeinde habe es in der Hand, durch 
zügige Durchführung des Bebauungsplanverfah-
rens für die Erfüllung der Kündigungsvorausset-
zung zu sorgen, wird vor allem bei umfangreichen 
und schwierigen Planverfahren den Bedürfnissen in 
der Praxis häufig nicht gerecht. 

Auch der Hinweis auf die „vorzeitige Inanspruch-
nahme" des Kleingartens nach Absatz 2 Satz 2 kann 
die in Nummer 5 Halbsatz 2 vorgesehene Regelung 
nicht entbehrlich machen. Absatz 2 Satz 2 setzt näm-
lich die Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplans 
voraus und führt daher nur zu einem sehr begrenz-
ten Zeitgewinn für die Verwirklichung und Vorbe-
reitung der festgesetzten Nutzung. 

Zu 17. (§ 8 Abs. 2 Satz 1) 

Dem Anliegen könnte mit folgender Fassung des § 8 
Abs. 2 Satz 1 entsprochen werden: 

„Die Kündigung ist nur für den 30. November eines 
Jahres zulässig; sie hat spätestens am dritten Werk-
tag im Februar dieses Jahres zu erfolgen." 

Zu 18. (§ 9) 

Gegen den Vorschlag bestehen Bedenken. 

Er dürfte keine Vereinfachung bringen: In der Regel 
wird der Zwischenpächter, dem nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 
oder 6 gekündigt worden ist, auch ohne die vorge-
schlagene rechtliche Verpflichtung zur Kündigung 
der Kleingartenpachtverträge bereit sein. Bei Mei-
nungsverschiedenheiten zwischen Eigentümer und 
Zwischenpächter ist die privatrechtliche Verpflich-
tung zur Kündigung der Pachtverträge kurzfristig 
kaum durchsetzbar. In diesen Fällen ist es für den 
Eigentümer dann einfacher, nach Übergang der 
Kleingartenpachtverträge auf ihn (§ 9 Abs. 3) auch 
diese Verträge zu kündigen. 

Zu 19. (§ 10 Abs. 3) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 20. (§ 11 Abs. 2 Satz 2) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Ein Kleingartenpächter, der gemeinsam mit seinem 
verstorbenen Ehegatten Vertragspartner war und 
nach dessen Tod nicht mehr an der Nutzung des 
Kleingartens interessiert ist, sollte sich ohne lange 
Kündigungsfrist aus dem Pachtvertrag lösen kön-
nen. Im übrigen ist die Bezugnahme auf § 8 Abs. 2 
Satz 1 systemwidrig, da diese Vorschrift nur für 
Kündigungen des Verpächters gilt. 

Zu 21. (nach § 12) 

Die Frage wird im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren geprüft. 

Zu 22. (§ 14 Satz 1 und 3 und nach Satz 3). 

Den Vorschlägen wird grundsätzlich zugestimmt. 

Es wird folgende Fassung des § 14 vorgeschlagen: 

„§ 14 
Begründung von Kleingartenpachtverträgen durch 

Enteignung 

(1) An Flächen, die in einem Bebauungsplan als 
Dauerkleingärten festgesetzt sind, können durch 
Enteignung Kleingartenpachtverträge zugunsten 
Pachtwilliger begründet werden. 

(2) Die Enteignung setzt voraus, daß 

1. das Wohl der Allgemeinheit sie erfordert, 

2. der Enteignungszweck auf andere zumutbare 
Weise nicht erreicht werden kann und 

3. dem Eigentümer ein angemessenes Angebot zur 
Begründung der Kleingartenpachtverträge ge-
macht worden ist. 

Das Angebot ist in bezug auf den Pachtzins als ange-
messen anzusehen, wenn dieser dem Pachtzins nach 
§ 4 entspricht. 

(3) Der als Entschädigung festzusetzende Pacht-
zins bemißt sich nach § 4. 

(4) Im übrigen gilt das Landesenteignungsrecht." 

Zu 23.(§ 17) 

Gegen den Vorschlag werden Einwendungen nicht 
erhoben. 

Zu 24.(§ 17a) 

Gegen den Vorschlag werden Einwendungen nicht 
erhoben. 

Zu 25. (§ 18 Abs. 1 Nr. 12) 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Bei dem schleswig-holsteinischen Kleingartenge-
setz vom 3. Februar 1948 handelt es sich zumindest 
insoweit um Landesrecht, als das Gesetz landesspe-
zifisch erstmalig „Gemeindekleingartenausschüsse" 
vorsieht. Eine Änderung der §§ 24 und 25 des ge-
nannten Gesetzes müßte folglich durch Landesge-
setz erfolgen. 

Zu 26. (§ 20) 

Gegen den Vorschlag werden Einwendungen nicht 
erhoben. 


